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BMF und BMWi: Maßnahmenpaket zur Abfederung der Auswirkungen des 

Corona-Virus – Schutzschild für Beschäftigte und Unternehmen 

BMF und BMWi haben heute ein weitreichendes Maßnahmenbündel zur Abfede-

rung der Auswirkungen des Corona-Virus veröffentlicht. Arbeitsplätze sollen ge-

schützt und Unternehmen unterstützt werden. Die Regierung errichtet einen 

Schutzschild für Beschäftigte und Unternehmen. Das Ziel sei es, Firmen und Be-

triebe mit ausreichend Liquidität auszustatten, damit sie gut durch die Krise kä-

men. Die zentrale Botschaft der Bundesregierung: „Es ist genug Geld vorhanden, 

um die Krise zu bekämpfen und wir werden diese Mittel jetzt einsetzen. Wir wer-

den alle notwendigen Maßnahmen ergreifen. Darauf kann sich jede und jeder 

verlassen.“ 

In dem Maßnahmenbündel sind u.a. steuerliche Liquiditätshilfen für Unternehmen 

vorgesehen. Die hierfür erforderliche Abstimmung mit den Ländern habe das 

BMF bereits eingeleitet. Im Einzelnen: 

 Die Finanzbehörden werden Steuern – ähnlich wie nach den sog. Kastro-

phenerlassen voraussichtlich zinslos – stunden, wenn die Einziehung eine 

erhebliche Härte darstellen würde. Die Finanzverwaltung werde angewiesen, 

dabei keine strengen Anforderungen zu stellen. Damit werde die Liquidität der 

Steuerpflichtigen unterstützt, indem der Zeitpunkt der Steuerzahlung hinaus-

geschoben werde. 

 Vorauszahlungen können leichter angepasst werden. Sobald klar sei, dass 

die Einkünfte der Steuerpflichtigen im laufenden Jahr voraussichtlich geringer 

sind, würden die Steuervorauszahlungen unkompliziert und schnell herabge-

setzt. Die Liquiditätssituation werde dadurch verbessert. 

 Auf Vollstreckungsmaßnahmen (z. B. Kontopfändungen) bzw. Säumniszu-

schläge werde bis zum 31.12.2020 verzichtet, solange der Schuldner einer 

fälligen Steuerzahlung unmittelbar von den Auswirkungen des Corona-Virus 

betroffen sei. 

Bei den Steuern, die von der Zollverwaltung verwaltet werden (z.B. Energiesteuer 

und Luftverkehrssteuer), sei die Generalzolldirektion angewiesen worden, den 

Steuerpflichtigen in entsprechender Art und Weise entgegenzukommen. Gleiches 

gelte für das Bundeszentralamt für Steuern, das bei seiner Zuständigkeit für die 

Versicherungssteuer und die Umsatzsteuer entsprechend verfahren werde. 

 

Bundesregierung: Steuerliche Beschlüsse im Koalitionsausschuss 

Anlässlich der Sitzung des Koalitionsausschusses am 08.03.2020 haben sich 

dessen Mitglieder auch auf einige steuerpolitische Maßnahmen geeinigt (vgl. Be-

schlüsse im Koalitionsausschuss): 

 Die Abschreibungsmöglichkeiten für „digitale Wirtschaftsgüter“ sollen verbes-

sert werden. Unklar ist allerdings, was unter solchen Wirtschaftsgütern im 

Einzelnen zu verstehen ist. 
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 Mit der Einführung einer Option zur Körperschaftsteuer soll es Personenge-

sellschaften ermöglicht werden, steuerlich wie eine Kapitalgesellschaft be-

handelt zu werden. Die bislang diskutierte Verbesserung der Thesaurie-

rungsbegünstigung des § 34a EStG wird dagegen von der Koalition offenbar 

nicht weiterverfolgt. 

 Aufgrund der in den letzten Jahren gestiegenen Gewerbesteuerhebesätze 

soll der Ermäßigungsfaktor in § 35 EStG auf 4,0 angehoben werden, sodass 

es unter Berücksichtigung der Wirkung auf den Solidaritätszuschlag bei Per-

sonenunternehmern bis zu einem Gewerbesteuerhebesatz von rund 420 Pro-

zent zu einer vollständigen Entlastung von der Gewerbesteuer kommt. Aller-

dings liegt das aktuelle durchschnittliche Gewerbesteuer-Hebesatzniveau bei 

rund 450 Prozent. Notwendig wäre deshalb die Erhöhung des Faktors auf 

4,5, um die wirtschaftliche Doppelbelastung der Personenunternehmen durch 

Gewerbesteuer und Einkommensteuer bei einem durchschnittlichen Hebe-

satzniveau zu beseitigen. 

 Im Zusammenhang mit der Einführung einer globalen Mindeststeuer auf 

OECD-Ebene will das BMF „zur Entlastung der Wirtschaft und zum Abbau 

unnötiger Steuerbürokratie“ auch in Deutschland die Hinzurechnungsbesteu-

erung im Außensteuerrecht „rechtssicher ausgestalten und modernisieren“. 

Bis Ende 2020 will das BMF den Niedrigsteuersatz entsprechend der „Mini-

mum Taxation“-Initiative anpassen. Die Koalition sei sich einig, dass die 

ATAD-Umsetzung jetzt schnell erfolgen solle. Es ist unklar, wie der letzte 

Punkt zu verstehen ist. Allerdings zeichnet sich ab, dass an dem ATAD-

Umsetzungsgesetz keine wesentlichen, sondern lediglich technische Ände-

rungen vorgenommen werden sollen, bevor er – voraussichtlich im April – das 

Kabinett passieren wird. Dies betrifft auch die Höhe des AStG-

Niedrigsteuersatzes, der zunächst bei 25 % bleiben wird. Erst im Laufe des 

parlamentarischen Gesetzgebungsverfahrens ist eine Absenkung denkbar. 

Unklar ist, ob die Absenkung nur für den Fall einer Einigung auf die Einfüh-

rung einer globalen Mindeststeuer auf OECD-Ebene vorgesehen ist oder 

auch unabhängig hiervon. 

 

BMF: Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand, Verlängerung der Über-

gangsfrist bis Ende 2022 

Zum 01.01.2017 wurde die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand durch § 2b 

UStG neu geregelt.  

Nach § 2b Abs. 1 S. 1 UStG gelten juristische Personen des öffentlichen Rechts 

nicht als Unternehmer im Sinne des § 2 UStG, soweit sie Tätigkeiten ausüben, 

die ihnen im Rahmen der öffentlichen Gewalt obliegen, auch wenn sie im Zu-

sammenhang mit diesen Tätigkeiten Zölle, Gebühren, Beiträge oder sonstige Ab-

gaben erheben. Allerdings unterliegen Tätigkeiten der Umsatzbesteuerung, so-

fern eine Behandlung als Nichtunternehmer zu größeren Wettbewerbsverzerrun-

gen führen würde. 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Glossareintraege/Z/001_Zoelle.html?view=renderHelp
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§ 27 Abs. 22 UStG sieht eine Optionsmöglichkeit vor, wonach es möglich ist, die 

bisherigen umsatzsteuerlichen Regelungen (§ 2 Abs. 3 UStG a.F.) bis zum 

31.12.2020 anzuwenden.  

Das BMF hat nunmehr angekündigt, dass eine Verlängerung dieser Frist auf den 

31.12.2022 erfolgen soll. Dies ergibt sich aus einer Pressemitteilung der SPD-

Fraktion im Bundestag vom 06.03.2020. Ein entsprechender Gesetzentwurf soll 

zeitnah vorliegen. 

 

EuGH: Entsendung von Personal von Muttergesellschaft an Tochtergesell-

schaft, Kostenerstattung durch die Tochtergesellschaft, entgeltlicher Leis-

tungsaustausch 

Mit Urteil vom 11.03.2020 (C-94/19) hat der EuGH über eine Vorlagefrage aus 

dem Rechtsstreit zwischen der San Domenico Vetraria SpA und der italienischen 

Steuerverwaltung zum Vorliegen eines entgeltlichen Leistungsaustausches ent-

schieden. 

Die San Domenico Vetraria SpA hatte Personalbedarf für die Besetzung einer 

Führungsposition, welcher im Wege der Entsendung von ihrer Muttergesellschaft 

gedeckt wurde. Die Muttergesellschaft ihrerseits stellte ihrer Tochtergesellschaft 

die mit der Personalentsendung verbundenen Kosten zzgl. italienischer Umsatz-

steuer in Rechnung.  

Die San Domenico Vetraria SpA beglich die entsprechenden Rechnungen und 

begehrte den Vorsteuerabzug, was ihr jedoch von der italienischen Finanzverwal-

tung und den Finanzgerichten verwehrt wurde. Zur Begründung wurde ausge-

führt, dass es an einer Dienstleistung fehle, denn nach einer Spezialregelung des 

italienischen Rechts unterliegt die „Überlassung oder Entsendung von Personal, 

für die lediglich die entsprechenden Kosten erstattet werden“ nicht der Umsatz-

steuer. 

Der italienische Kassationsgerichtshof legte dem EuGH daher die Frage vor, ob 

eine solche nationale Spezialregelung EU-rechtskonform sei. 

Der EuGH hält zunächst fest, dass eine der Mehrwertsteuer unterliegende 

Dienstleistung ein Rechtsverhältnis voraussetzt, in dessen Rahmen gegenseitig 

Leistungen ausgetauscht werden und die empfangene Vergütung den tatsächli-

chen Gegenwert für die erbrachte Dienstleistung bildet. Es muss ein unmittelba-

rer Zusammenhang zwischen der erbrachten Dienstleistung und dem erhaltenen 

Gegenwert bestehen. Wird eine Leistung nur unter der Voraussetzung erbracht, 

dass auch die andere Leistung erfolgt, so bedingen sich diese Leistungen ge-

genseitig und stehen in einem solchen unmittelbaren Zusammenhang - ein ent-

geltlicher Leistungsaustausch ist gegeben. 

Im Weiteren widerspricht der EuGH auch der im Verfahren vorgebrachten 

Rechtsauffassung der EU-Kommission, welche keinen unmittelbaren Zusam-

menhang zwischen der Personalgestellung und der Zahlung sah, da die verein-

barte Vergütung nicht über die der Muttergesellschaft entstandenen Kosten hin-

ausgeht: Stehen Leistung und Gegenleistung in einem unmittelbaren Zusam-
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menhang, so ist die Höhe der Gegenleistung bzw. deren Verhältnis zu bestimm-

ten Kosten insoweit unerheblich und führt nicht zum Wegfall dieses Zusammen-

hangs. 

Der EuGH kam zu dem Schluss, dass in dieser Konstellation sehr wohl ein ent-

geltlicher Leistungsaustausch vorliegen kann und die zwischen den Parteien ge-

troffene Entgeltsermittlung auf Basis der entstandenen Kosten keinen Einfluß auf 

die Steuerbarkeit des Leistungsaustausches hat. Folglich entspricht die maßgeb-

liche italienische Spezialregelung nicht den Vorgaben des Unionsrechts. 

Im Hinblick auf das deutsche Umsatzsteuerrecht ist zunächst festzuhalten, dass 

der EuGH hiermit die Auffassung der deutschen Finanzverwaltung bestätigt, der-

gemäß Personalgestellungen und -überlassungen gegen Entgelt, auch gegen 

Aufwendungsersatz, grundsätzlich im Rahmen eines Leistungsaustauschs erfol-

gen, vgl. Abschn. 1.1. Abs. 16 S. 1 UStAE. Letztlich zeigt der Urteilsfall aber auch 

die umsatzsteuerlichen Risiken, welche sich bei den unterschiedlichen Arten von 

„Personalüberlassungen“ innerhalb eines Konzerns ergeben können, sofern nicht 

die geeigneten vertraglichen Strukturen geschaffen werden. 

 

BFH: Maßgebende Steuerklasse im Rahmen der Erbschaft- und Schen-

kungsteuer beim Erwerb vom biologischen Vater 

Erbt ein Kind von seinem biologischen Vater, findet auf das Erbe nicht die für 

Kinder günstige Steuerklasse I Anwendung, sondern es wird nach der Steuer-

klasse III besteuert. Dies hat der II. Senat des BFH mit Urteil vom 05.12.2019 (II 

R 5/17) entschieden. Dasselbe gilt, wenn der biologische Vater seinem Kind zu 

Lebzeiten eine Schenkung macht. 

§ 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG sieht vor, dass auf Kinder und Stiefkin-

der die Steuerklasse I anzuwenden ist. In dieser Klasse fällt bei einem Erwerb bis 

75.000 € eine Steuer in Höhe von 7 % an. In der Steuerklasse III sind dafür be-

reits 30 % Steuer zu zahlen. Besser kommen Kinder auch bei den Freibeträgen 

weg. Sie erhalten 400.000 €, bei Steuerklasse III hingegen lediglich 20.000 €. 

Im Streitfall war der Kläger der leibliche, aber nicht der rechtliche Vater. Der Klä-

ger war also der sog. biologische Vater seiner Tochter. Der rechtliche Vater war 

ein anderer Mann, mit dem die Mutter zum Zeitpunkt der Geburt des Kindes ver-

heiratet war. Der Kläger schenkte seiner leiblichen Tochter 30.000 € und bean-

tragte beim Finanzamt die Anwendung der günstigen Steuerklasse I. Dieses 

lehnte mit dem Hinweis ab, die Steuerklasse I finde nur im Verhältnis der Tochter 

zu ihrem rechtlichen Vater Anwendung. Rechtlicher Vater sei aber der Ehemann 

der Mutter und nicht der Kläger. 

Das Finanzgericht gab dem Kläger Recht. Es gebe keinen Grund, die einschlägi-

ge Bestimmung des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG nach den zivilrecht-

lichen Regelungen eng auszulegen und nur den Erwerb vom rechtlichen Vater zu 

privilegieren.  

Der BFH sah dies anders. Für die Steuerklasseneinteilung nach § 15 Abs. 1 

ErbStG sind die bürgerlich-rechtlichen Vorschriften der §§ 1589 ff. BGB über die 
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Abstammung und Verwandtschaft maßgebend. Diese unterscheiden zwischen 

dem rechtlichen Vater und dem biologischen Vater und akzeptieren, dass die 

rechtliche und die biologische Vaterschaft auseinanderfallen können. Nur der 

rechtliche Vater hat gegenüber dem Kind Pflichten, wie zum Beispiel zur Zahlung 

von Unterhalt. Außerdem ist das Kind nur gegenüber seinem rechtlichen, nicht 

aber seinem biologischen Vater erb- und pflichtteilsberechtigt. Dies rechtfertigt 

es, den rechtlichen Vater auch für die Erbschaft- und Schenkungsteuer finanziell 

besser zu stellen. Könnte ein Kind von seinem rechtlichen und zugleich von sei-

nem biologischen Vater nach der Steuerklasse I erwerben, wäre dies schließlich 

eine Besserstellung gegenüber Kindern, die, wie in den allermeisten Fällen, nur 

„einen einzigen“ Vater haben und nur von diesem steuergünstig erwerben kön-

nen. 
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Urteile und Schlussanträge des EuGH bis zum 06.03.2020 

Aktenzeichen Datum Stichwort 

C-482/18 03.03.2020 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Freier Dienstleistungsverkehr – 
Art. 56 AEUV – Beschränkungen – Steuerliche Vorschriften – Umsatzbasierte 
Steuer auf Werbetätigkeiten – Pflichten bezüglich der Registrierung bei der 
Steuerverwaltung – Diskriminierungsverbot – Geldbußen – Grundsatz der Ver-
hältnismäßigkeit 

C-75/18 03.03.2020 

Vorlage zur Vorabentscheidung – Niederlassungsfreiheit – Steuer auf den Um-
satz von Telekommunikationsunternehmen – Progressive Steuer, die Unter-
nehmen, deren Eigentümer natürliche oder juristische Personen aus anderen 
Mitgliedstaaten sind, stärker trifft als inländische Unternehmen – Für alle Steu-
erpflichtigen geltende Tarifstufen der progressiven Steuer – Neutralität der 
Umsatzhöhe als Unterscheidungskriterium – Leistungsfähigkeit der Steuer-
pflichtigen – Staatliche Beihilfen – Gemeinsames Mehrwertsteuersystem – 
Umsatzsteuern – Begriff 

C-791/18 03.03.2020 

Vorabentscheidungsersuchen – Mehrwertsteuer – Berichtigung des Vorsteuer-
abzugs – Investitionsgüter – Unterschied zwischen beabsichtigter Verwendung 
und erstmaliger tatsächlicher Verwendung – Richtlinie 2006/112/EG – Art. 185 
und 187 – Anwendbarkeit 

 

Alle am 12.03.2020 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (V)  

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

II R 5/17 05.12.2019 

 
Erbschaft- und Schenkungsteuer: Maßgebende Steuerklasse beim Erwerb vom 
biologischen Vater  
siehe auch: Pressemitteilung Nr. 13/20 vom 12.3.2020 
 

II R 7/17 28.08.2019 
Beginn des Laufs von Hinterziehungszinsen bei einer durch Unterlassen der 
Anzeige begangenen Hinterziehung von Schenkungsteuer 

VIII R 25/17 03.12.2019 Erlass von Nachzahlungszinsen 

 XI R 23/19 
(XI R 23/15) 

18.12.2019 
Zur Steuerbefreiung medizinischer Analysen eines Facharztes für klinische 
Chemie und Laboratoriumsdiagnostik - Nachfolgeentscheidung zum EuGH-
Urteil Peters vom 18.09.2019 - C-700/17 

http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=947050591178341B9D71BFEDE7963769?text=&docid=223981&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=178702
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=D6A688DB423F76F78C33A52A1512DC5F?text=&docid=223985&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=178799
http://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf;jsessionid=835EEE5A65DF1A2C8209A5452F911555?text=&docid=224001&pageIndex=0&doclang=de&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=179011
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44196&pos=0&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44187&linked=pm
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44199&pos=1&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44202&pos=2&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44205&pos=3&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44205&pos=3&anz=65
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Alle am 12.03.2020 veröffentlichten Entscheidungen des BFH (NV) 

Aktenzeichen Entscheidungs-

datum 

Stichwort 

XI R 49/17 20.11.2019 
Änderungsmöglichkeit wegen irriger Beurteilung eines Sachverhalts (§ 174 
Abs. 4 AO); nichtabziehbare Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 3 EStG - 
"Gästehaus") 

II R 8/17 28.08.2019 
Inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 28.08.2019 II R 7/17 - Beginn des Laufs von 
Hinterziehungszinsen bei einer durch Unterlassen der Anzeige begangenen 
Hinterziehung von Schenkungsteuer 

VIII B 121/19 20.01.2020 Pauschgebühren nach § 51 RVG sind keine außerordentlichen Einkünfte 

IV R 43/16 28.11.2019 

Unzulässigkeit eines erstmals im Revisionsverfahren gestellten Feststellungs-
antrags - Notwendige Beiladung der inländischen Gesellschafter einer inländi-
schen Oberpersonengesellschaft wegen negativer Feststellung betreffend die 
ausländische Unterpersonengesellschaft 

VII R 31/16 13.07.2017 
Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Beschluss vom 13.7.2017 - VII R 29/16: 
Festsetzung von Milchabgabe nach Ablauf des Zwölfmonatszeitraums 
2014/2015 

X R 15/18 05.11.2019 
Unwirksamkeit einer durch Einlegen in den Briefkasten vorgenommenen Er-
satzzustellung bei fehlender Nutzung der Wohn- oder Geschäftsräume 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44208&pos=4&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44211&pos=5&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44214&pos=6&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44217&pos=7&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44220&pos=8&anz=65
https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/document.py?Gericht=bfh&Art=en&Datum=Aktuell&nr=44223&pos=9&anz=65
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Ein Schutzschild für Beschäftigte und Unternehmen 
 


Maßnahmenpaket zur Abfederung der Auswirkungen des Corona-Virus  


 


Die Bundesregierung tritt entschlossen und mit aller Kraft den wirtschaftlichen 


Auswirkungen des Corona-Virus entgegen. Der Bundesminister der Finanzen, Olaf 


Scholz (SPD), und der Bundesminister für Wirtschaft und Energie, Peter Altmaier 


(CDU), haben sich auf ein weitreichendes Maßnahmenbündel verständigt, das 


Arbeitsplätze schützen und Unternehmen unterstützen wird. Die Regierung errichtet 


einen Schutzschild für Beschäftigte und Unternehmen. Das Ziel ist es, Firmen und 


Betriebe mit ausreichend Liquidität auszustatten, damit sie gut durch die Krise kommen.  


Die zentrale Botschaft der Bundesregierung: Es ist genug Geld vorhanden, um die Krise 


zu bekämpfen und wir werden diese Mittel jetzt einsetzen. Wir werden alle notwendigen 


Maßnahmen ergreifen. Darauf kann sich jede und jeder verlassen. 


Ausgangslage 


Das Corona-Virus ist eine ernsthafte Herausforderung für unsere gesamte Gesellschaft. 


Nicht nur bei den Bürgerinnen und Bürgern wächst die Sorge, auch in der Wirtschaft ist 


sie spürbar. Durch die enge internationale Verflechtung der Wirtschaft treffen unsere 


Unternehmen auch die Auswirkungen dieser Pandemie an anderen Orten der Welt. 


Noch kann niemand die Tragweite seriös beschreiben, welche die Pandemie auf die 


konjunkturelle Entwicklung in Deutschland haben wird, weil aussagekräftige 


Konjunkturindikatoren erst mit einiger Verzögerung vorliegen werden. Allerdings spüren 


viele Unternehmen bereits erste Auswirkungen des Virus. Die Absage von Messen und 


Großveranstaltungen sowie der Rückgang der Reisetätigkeit wirkt sich auf die 


Dienstleistungsbranche aus, insbesondere auf Logistik, Handel, Gaststätten sowie 


Tourismus. Zugleich geht die Auslandsnachfrage zurück und internationale Lieferketten 


werden gestört, was sich auf die hiesige Produktion auswirkt.  
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Die Bundesregierung tritt dem mit einer entschlossenen Wirtschafts- und Finanzpolitik 


entgegen. Die Bundesminister Scholz und Altmaier werden Firmen und Betrieben 


Liquidität zur Verfügung stellen und damit Wachstum und Beschäftigung sichern.  


Die Voraussetzungen für eine schnelle Stabilisierung der deutschen Wirtschaft sind 


gegeben. Mit präzisen, schnell wirkenden Sofortmaßnahmen wird auf die konjunkturelle 


Entwicklung durch das Corona-Virus reagiert, um die Wirtschaft so rasch wie möglich 


wieder auf ihren Wachstumspfad zurückzuführen. Dies geschieht in enger Abstimmung 


mit den Ländern sowie mit unseren europäischen und internationalen Partnern.  


Dem Bundesministerium für Gesundheit wurde bereits kurzfristig rund eine Milliarde 


Euro zur Bekämpfung des Corona-Virus zur Verfügung gestellt, u.a. zur Beschaffung 


von Schutzausrüstungen wie Masken und Schutzanzügen, zur Unterstützung der WHO 


bei der internationalen Corona-Bekämpfung und zusätzliche Mittel für das Robert-Koch-


Institut. Außerdem erhält das Bundesministerium für Bildung und Forschung 145 Mio. 


für die Entwicklung eines Impfstoffs und für Behandlungsmaßnahmen. 


Schutzschild für Beschäftigte und Unternehmen  


Für Beschäftigte und Unternehmen, die von den Auswirkungen des Corona-Virus 


betroffen sind, wird ein Schutzschild errichtet, der auf vier Säulen beruht: 


  


1. Kurzarbeitergeld flexibilisieren  


Deutschland hat ein starkes System der sozialen Sicherung. Die damit verbundenen 


automatischen Stabilisatoren stützen die Konjunktur. Die Bundesregierung wird diese 


Stabilisatoren voll wirken lassen. Unsicherheit und kurzfristige Störungen der 


Handelsströme sollen nicht dazu führen, dass Beschäftigte ihren Arbeitsplatz verlieren. 


Dabei kann die Bundesregierung auf bewährte Instrumente zurückgreifen. Bis Anfang 


April wird die Kurzarbeiterregelung zielgerichtet angepasst. Dabei werden erleichterte 


Zugangsvoraussetzungen für das Kurzarbeitergeld eingeführt: 


 Absenkung des Quorums der von Arbeitsausfall betroffenen Beschäftigten im 


Betrieb auf bis zu 10 % 


 teilweiser oder vollständiger Verzicht auf Aufbau negativer Arbeitszeitsalden 


 Kurzarbeitergeld auch für Leiharbeitnehmer 
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 vollständige Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge durch die 


Bundesagentur für Arbeit (BA) 


 


2. Steuerliche Liquiditätshilfe für Unternehmen  


Um die Liquidität bei Unternehmen zu verbessern, werden die Möglichkeiten zur 


Stundung von Steuerzahlungen, zur Senkung von Vorauszahlungen und im Bereich der 


Vollstreckung verbessert. Insgesamt wird den Unternehmen die Möglichkeit von 


Steuerstundungen in Milliardenhöhe gewährt. Die hierfür erforderliche Abstimmung mit 


den Ländern darüber hat das Bundesministerium der Finanzen eingeleitet. Im 


Einzelnen: 


a. Die Gewährung von Stundungen wird erleichtert. Die Finanzbehörden können 


Steuern stunden, wenn die Einziehung eine erhebliche Härte darstellen würde. Die 


Finanzverwaltung wird angewiesen, dabei keine strengen Anforderungen zu stellen. 


Damit wird die Liquidität der Steuerpflichtigen unterstützt, indem der Zeitpunkt der 


Steuerzahlung hinausgeschoben wird.  


b. Vorauszahlungen können leichter angepasst werden. Sobald klar ist, dass die 


Einkünfte der Steuerpflichtigen im laufenden Jahr voraussichtlich geringer sein 


werden, werden die Steuervorauszahlungen unkompliziert und schnell herabgesetzt. 


Die Liquiditätssituation wird dadurch verbessert.  


c. Auf Vollstreckungsmaßnahmen (z. B. Kontopfändungen) beziehungsweise 


Säumniszuschläge wird bis zum 31. Dezember 2020 verzichtet, solange der 


Schuldner einer fälligen Steuerzahlung unmittelbar von den Auswirkungen des 


Corona-Virus betroffen ist. 


Bei den Steuern, die von der Zollverwaltung verwaltet werden (z.B. Energiesteuer und 


Luftverkehrssteuer), ist die Generalzolldirektion angewiesen worden, den 


Steuerpflichtigen in entsprechender Art und Weise entgegenzukommen. Gleiches gilt 


für das Bundeszentralamt für Steuern, das bei seiner Zuständigkeit für die 


Versicherungssteuer und die Umsatzsteuer entsprechend verfahren wird. 


 


3. Milliarden-Schutzschild für Betriebe und Unternehmen  


Viele Unternehmen und Betriebe leiden derzeit an unverschuldeten Umsatzrückgängen 


– entweder aufgrund von Störungen in den Lieferketten oder durch signifikanten 
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Nachfrage-Rückgang in zahlreichen Sektoren unserer Volkswirtschaft. Gleichzeitig 


können die laufenden Kosten oft gar nicht oder nur langsam abgebaut werden. Dies 


kann dazu führen, dass gesunde Unternehmen völlig unverschuldet in Finanznöte 


geraten, insbesondere was ihre Ausstattung mit liquiden Finanzmittel angeht. Mit neuen 


und im Volumen unbegrenzten Maßnahmen zur Liquiditätsausstattung schützen wir 


Unternehmen und Beschäftigte. Wegen der hohen Unsicherheit in der aktuellen 


Situation haben wir uns sehr bewusst dafür entschieden, keine Begrenzung des 


Volumens unserer Maßnahmen vorzunehmen. Dies ist eine sehr bedeutende 


Entscheidung, hinter der die ganze Bundesregierung steht.  


Zunächst werden die bestehenden Programme für Liquiditätshilfen ausgeweitet, um den 


Zugang der Unternehmen zu günstigen Krediten zu erleichtern. Mit diesen Mitteln 


können im erheblichen Umfang liquiditätsstärkende Kredite privater Banken mobilisiert 


werden. Dazu werden unsere etablierten Instrumente zur Flankierung des 


Kreditangebots der privaten Banken ausgeweitet und für mehr Unternehmen verfügbar 


gemacht: 


 Die Bedingungen für den KfW-Unternehmerkredit (für Bestandsunternehmen) und 


ERP-Gründerkredit - Universell (für junge Unternehmen unter 5 Jahre) werden 


gelockert, indem Risikoübernahmen (Haftungsfreistellungen) für 


Betriebsmittelkredite erhöht und die Instrumente auch für Großunternehmen mit 


einem Umsatz von bis zu zwei Milliarden Euro (bisher: 500 Millionen Euro) geöffnet 


werden. Durch höhere Risikoübernahmen in Höhe von bis zu 80% für 


Betriebsmittelkredite bis 200 Millionen Euro wird die Bereitschaft von Hausbanken 


für eine Kreditvergabe angeregt.  


 Für das Programm für größere Unternehmen wird die bisherige Umsatzgrenze von 


zwei Milliarden Euro auf 5 Milliarden Euro erhöht. Dieser „KfW Kredit für 


Wachstum“ wird umgewandelt und künftig für Vorhaben im Wege einer 


Konsortialfinanzierung ohne Beschränkung auf einen bestimmten Bereich (bisher 


nur Innovation und Digitalisierung) zur Verfügung gestellt. Die Risikoübernahme wird 


auf bis zu 70% erhöht (bisher 50%). Hierdurch wird der Zugang von größeren 


Unternehmen zu Konsortialfinanzierungen erleichtert. 


 Für Unternehmen mit mehr als fünf Milliarden Euro Umsatz erfolgt eine 


Unterstützung wie bisher nach Einzelfallprüfung. 
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Bei den Bürgschaftsbanken wird der Bürgschaftshöchstbetrag auf 2,5 Millionen Euro 


verdoppelt. Der Bund wird seinen Risikoanteil bei den Bürgschaftsbanken um 10% 


erhöhen, damit die in der Krise schwer einzuschätzenden Risiken leichter geschultert 


werden können. Die Obergrenze von 35% Betriebsmitteln am Gesamtobligo der 


Bürgschaftsbanken wird auf 50% erhöht. Um die Liquiditätsbereitstellung zu 


beschleunigen, eröffnet der Bund die Möglichkeit, dass die Bürgschaftsbanken 


Bürgschaftsentscheidungen bis zu einem Betrag von 250.000 Euro eigenständig und 


innerhalb von 3 Tagen treffen können. 


Das bislang auf Unternehmen in strukturschwachen Regionen beschränkte 


Großbürgschaftsprogramm (parallele Bund-Länder-Bürgschaften) wird für 


Unternehmen außerhalb dieser Regionen geöffnet. Der Bund ermöglicht hier die 


Absicherung von Betriebsmittelfinanzierungen und Investitionen ab einem 


Bürgschaftsbedarf von 50 Mio. Euro. und mit einer Bürgschaftsquote von bis zu 80%. 


Mit den Landesförderbanken sowie den Bürgschaftsbanken stehen wir dazu in engem 


Austausch. 


Diese Maßnahmen sind durch die bisherigen beihilferechtlichen Regelungen abgedeckt.  


Für Unternehmen, die krisenbedingt vorrübergehend in ernsthaftere Finanzierungs-


schwierigkeiten geraten sind und daher nicht ohne weiteres Zugang zu den 


bestehenden Förderprogrammen haben, werden wir zusätzliche Sonderprogramme 


für alle entsprechenden Unternehmen bei der KfW auflegen. Das wird dadurch 


ermöglicht, dass die Risikotoleranz der KfW krisenadäquat erhöht wird. Dafür werden 


die Risikoübernahmen bei Investitionsmitteln (Haftungsfreistellungen) deutlich 


verbessert und betragen bei Betriebsmitteln bis zu 80%, bei Investitionen sogar bis zu 


90 %. Darüber hinaus sollen für diese Unternehmen konsortiale Strukturen angeboten 


werden. 


Diese Sonderprogramme werden jetzt bei der EU-Kommission zur Genehmigung 


angemeldet. Die Kommissionspräsidentin hat bereits signalisiert, dass sie für Flexibilität 


in der Anwendung beihilferechtlicher Regelungen im Zuge der Corona-Krise sorgen 


möchte. Die EU- und Eurogruppen-Finanzminister werden sich dafür einsetzen, dass 


die EU-Kommission das notwendige Maß an Flexibilität zeigt.  


Die Bundesregierung wird die KfW in die Lage versetzen, diese Programme 


entsprechend auszustatten, indem die nötigen Garantievolumina zur Verfügung gestellt 
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werden. Das ist unproblematisch möglich. Denn im Bundeshaushalt steht ein 


Garantierahmen von rund 460 Milliarden Euro zur Verfügung. Dieser Rahmen kann  – 


sofern erforderlich – zeitnah um bis zu 93 Milliarden Euro erhöht werden.  


Der Bund stellt der Wirtschaft mit Exportkreditgarantien (sog. Hermesdeckungen) eine 


flexible, effektive und umfassende Unterstützung bereit, die ausreicht, um eine ernste 


Situation, vergleichbar mit den Jahren nach der Finanzkrise 2009, zu bewältigen. Die 


Instrumente haben sich damals bewährt und die im Haushalt 2020 verfügbaren Mittel 


reichen aus für eine vergleichbare Steigerung des Fördervolumens. Die wird flankiert 


durch ein gut ausgestattetes KfW-Programm zur Refinanzierung von Exportgeschäften. 


Bei etwaigem zusätzlichem Bedarf für Exportdeckung und Refinanzierung lässt sich der 


Ermächtigungsrahmen sehr schnell erhöhen. 


 


4. Stärkung des Europäischen Zusammenhalts 


Auf europäischer Ebene setzen sich Bundesfinanzminister Scholz und 


Bundeswirtschaftsminister Altmaier für ein koordiniertes und entschlossenes Vorgehen 


ein. Deutschland ist sich seiner Verantwortung für Europa bewusst. Im engen 


Austausch mit den europäischen Partnern wird die Bundesregierung ihre Corona-


Maßnahmen europäisch verzahnen.  


Die Bundesregierung begrüßt die Idee der Europäischen Kommission, für eine „Corona 


Response Initiative“ mit einem Volumen von 25 Milliarden Euro. 


Sie begrüßt ebenfalls die Ankündigung der europäischen Bankenaufsicht, bestehende 


Spielräume zu nutzen, damit Banken weiter verlässlich Liquidität an die Wirtschaft 


geben können sowie die gestern angekündigten Maßnahmen der Europäischen 


Zentralbank zur Bereitstellung von Liquidität für Banken. 


Es ist gut, dass die EIB-Gruppe ihre in vergangenen Krisen erprobten Instrumente zum 


Einsatz bringt, um europaweit Unternehmen, die vom Corona-Virus betroffen sind, bei 


Liquiditätsengpässen zu unterstützen. Insbesondere ist auf die bewährten EIF-


Portfoliogarantien zur Absicherung von Unternehmensliquidität zurückzugreifen.  
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Ausblick 


All diese Maßnahmen zeigen die Entschlossenheit der Bundesregierung, den 


Auswirkungen des Corona-Virus wirtschafts- und finanzpolitische Impulse 


entgegenzusetzen, um Schaden von Beschäftigten und Unternehmen fernzuhalten und 


die Auswirkungen der Krise abzufedern. Noch ist das ganze Ausmaß der 


wirtschaftlichen Corona-Folgen nicht absehbar. Sollte es Anzeichen für eine 


gravierende Störung der konjunkturellen Entwicklung geben, wird die Bundesregierung 


in Abstimmung mit den Ländern und unseren europäischen Partnern alle verfügbaren 


Ressourcen einsetzen und dieser Entwicklung konsequent entgegentreten.  


Die öffentliche Hand ist auch auf ein solches Szenario gut vorbereitet: Angesichts der 


gesamtstaatlichen Überschüsse in den letzten Jahren ist sie in der Lage, die Konjunktur 


auch über einen längeren Zeitraum zu stützen und auf unseren bisherigen 


Wachstumspfad zurückzuführen. 








Beschlüsse des Koalitionsausschusses vom 8. März 2020 


 


I. Unterstützung für Griechenland und humanitäre Hilfe für die Region Idlib 


Griechenland hat als Land an der Außengrenze Europas die Aufgabe, diese Außengrenze 


zu schützen. Griechenland hat dabei unsere Unterstützung und Solidarität. Genauso wie 


bei der Unterbringung und Versorgung der in Griechenland ankommenden Flüchtlinge.  


 


Ordnung und Humanität gehören für uns zusammen. Deswegen wollen wir 


Griechenland bei der schwierigen humanitären Lage von etwa 1000 bis 1500 Kindern auf 


den griechischen Inseln unterstützen.  


Es handelt sich dabei um Kinder, die entweder wegen einer schweren Erkrankung 


dringend behandlungsbedürftig oder aber unbegleitet und jünger als 14 Jahre alt sind, die 


meisten davon Mädchen.  


 


Auf europäischer Ebene wird in diesen Tagen über eine humanitäre Lösung verhandelt, 


um in einer „Koalition der Willigen“ die Übernahme dieser Kinder zu organisieren. In 


diesem Rahmen steht Deutschland bereit, einen angemessenen Anteil zu übernehmen. 


 


 


 


Der Krieg in Syrien, insbesondere die Kämpfe in Idlib, haben längst zu einer humanitären 


Katastrophe geführt. Mittlerweile sind 980.000 Menschen auf der Flucht, die meisten 


davon sind Frauen und Kinder.  


Die Vereinbarung einer Waffenruhe in Idlib und die Einrichtung eines 


Sicherheitskorridors müssen nun genutzt werden, um die dringend benötigte 


humanitäre Hilfe zu der leidenden Zivilbevölkerung vor Ort zu bringen.  


Dafür hat die Bundesregierung aktuell 125 Mio. Euro zur Verfügung gestellt, die von den 


Vereinten Nationen zur Akuthilfe in Idlib genutzt werden.  
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II. Maßnahmen zur Unterstützung von Unternehmen, die von den Auswirkungen 


des Coronavirus betroffen sind 


Der Arbeitsmarkt in Deutschland ist in sehr guter Verfassung. Zurzeit ist aber nicht 


absehbar, in welchem Umfang der Corona-Virus Unternehmen in Deutschland treffen 


wird und welche Auswirkungen das auf Beschäftigung und den Arbeitsmarkt haben 


wird. Durch die Corona-Krise soll möglichst kein Unternehmen in Deutschland in 


Insolvenz geraten, möglichst kein Arbeitsplatz verloren gehen.  


Den betroffenen Unternehmen stehen die bewährten Förderinstrumente zur Verfügung. 


Sollte sich die Lage verschärfen, wollen wir schnell und passgenau reagieren können. Wir 


wollen Arbeitsplätze erhalten und Arbeitnehmern und Arbeitgebern Planungssicherheit 


geben. Dies können wir über Verbesserungen beim Kurzarbeitergeld erreichen. 


 


Deswegen werden wir befristet bis Ende 2021 Verordnungsermächtigungen einführen, 


mit der die Bundesregierung die Voraussetzungen für den Bezug von Kurzarbeitergeld 


absenken und die Leistungen wie folgt erweitern kann:  


 


x Absenken des Quorums der im Betrieb Beschäftigten, die vom Arbeitsausfall 


betroffen sein müssen, auf bis zu 10 % 


x Teilweise oder vollständiger Verzicht auf den Aufbau negativer Arbeitszeitsalden  


x Ermöglichung des Kurzarbeitergeldbezugs auch für Leiharbeitnehmer 


x Vollständige Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge durch die Bundesagentur 


für Arbeit.  


 


Die Verordnungen selbst sollen zunächst bis Ende 2020 befristet werden. 


An den am 29.01.2020 bereits beschlossenen Verbesserungen bei Kurzarbeit in 


Kombination mit Weiterbildung halten wir fest und setzen diese gesetzlich um. Wir 


werden die Regelungen zum Kurzarbeitergeld in dem vom BMAS vorgelegten 


Gesetzentwurf zur Förderung der beruflichen Weiterbildung im Strukturwandel und zur 


Weiterentwicklung der Ausbildungsförderung schnellstmöglich umsetzen. Der 


Gesetzentwurf soll deshalb am 11.03.2020 vom Bundeskabinett beschlossen werden und 


in einem verkürzten Verfahren in der ersten Aprilhälfte in Kraft treten.  
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Darüber hinaus wird die Bundesregierung Vorschläge für Liquiditätshilfen für 


Unternehmen unterbreiten, die besonders von den Auswirkungen des Coronavirus 


betroffen sind. Ein Gespräch mit den Spitzenverbänden der Deutschen Wirtschaft und 


den Gewerkschaften wird in Kürze erfolgen. 
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III. Investitionsoffensive für Deutschland 


1. Investitionen stärken, Wirtschaftswachstum steigern 


Wir erneuern unser Land und sorgen für Investitionen auf Rekordniveau. Es bleibt 


weiterhin viel zu tun – der öffentliche Investitionsbedarf für die nächsten 10 Jahre wird 


in einer Studie der Institute IW und IMK auf über 450 Milliarden Euro beziffert. Rechnet 


man entsprechend der bisherigen Anteile der staatlichen Ebenen an den öffentlichen 


Investitionen, kommen auf den Bund in den nächsten Jahren Investitionsaufgaben in 


Höhe von 140 Mrd. Euro zu. Aus diesem Grund hat der Bund bereits gehandelt und 


sowohl den Bundeshaushalt als auch die Finanzplanung umgestellt und mit einem 


Vorfahrtsschild für Investitionen versehen: 


Die Investitionsausgaben des Bundes sind in den letzten Jahren bereits erheblich 


angestiegen und betrugen im Referenzjahr 2019 insgesamt 38,07 Mrd. Euro. Das Soll für 


die Investitionen im Bundeshaushalt 2020 liegt bei 42,91 Mrd. Euro. Mit den Eckwerten 


zum Bundeshaushalt 2021 und zum Finanzplan bis 2024 soll dieses hohe 


Investitionsniveau verstetigt werden.  


Unterstellt man ab 2025 bis 2030 eine jährliche Steigerung der Investitionsausgaben in 


Höhe des durchschnittlichen Wachstums der Investitionsausgaben der letzten 10 Jahre, 


ergeben sich rechnerisch zusätzliche Investitionsausgaben i.H.v. rd. 70 Mrd. Euro für den 


Bund. Hinzu kommen Ausgaben für Bildung und Forschung  


Zudem sind die Investitionen des Bundes zu berücksichtigten, die aus den 


Sondervermögen geleistet werden. Allein 2020 bis 2024 stehen knapp 37 Mrd. Euro an 


Investitionsmitteln bereit (darunter unter anderem knapp 17,5 Mrd. Euro aus dem 


Energie- und Klimafonds, 4,8 Mrd. Euro aus dem Kommunalinvestitionsförderfonds, 


eine ¾ Mrd. Euro aus dem Sondervermögen „Kinderbetreuungsfinanzierungsgesetz“, 


knapp 12,8 Mrd. Euro aus dem Fonds „Digitale Infrastruktur“ und 1 Mrd. Euro aus dem 


Aufbauhilfefonds). Weitere 2 Mrd. Euro kommen bis 2025 aus dem Sondervermögen 


Ganztagsschulbetreuung hinzu.  


Unter Zugrundelegung der Haushaltsplanungen wird bei Fortschreibung des Trends 


über den Finanzplanzeitraum hinaus das Ziel erreicht werden, zusätzlich 140 Mrd. Euro 


in den kommenden 10 Jahren bereit zu stellen.  


Um Deutschland fit für Gegenwart und Zukunft zu machen, wollen wir die 


Investitionslinie des Bundes bis zum Ende des Finanzplanzeitraums auf dem hohen 


Niveau von 2020 verstetigen und bis 2030 dynamisieren. Die für die nächsten Jahre 







5 


erforderlichen zusätzlichen Investitionsmittel von 12,4 Mrd. Eurowerden insbesondere 


aus dem Überschuss des Jahres 2019 zur Verfügung stehen.  


Um die gesamtstaatliche Investitionstätigkeit abgestimmt und koordiniert zu erhöhen, 


will die Bundesregierung im Rahmen einer „Nationalen Investitionsallianz“ gemeinsam 


mit Ländern und Kommunen Ziele und investitionspolitische Leitlinien beschließen. Die 


Bundesregierung legt künftig dem Deutschen Bundestag jährlich einen 


Investitionsbericht vor.  


 


2. Investitionsverstärkung in der Finanzplanung 2021-2024 


Wir werden die Investitionen des Bundes in den Jahren 2021 bis 2024 um jeweils um 3,1 


Mrd. Euro verstärken und so vereinbarte Investitionspfade ausbauen und neue 


Prioritäten in Höhe von insgesamt 12,4 Mrd. Euro ermöglichen.  


x Investitionen in die Verkehrswege des Bundes werden nicht nur auf dem 


hohen Niveau des Jahres 2020 gehalten, sondern um etwa 8 Mrd. Euro bis 2024 


verstärkt werden.  


x Die Städtebaumittel werden wir anheben. Aus diesen Programmmitteln soll 


auch die Reaktivierung von Brachflächen finanziert werden, die in Städten 


und Gemeinden dringend für den Bau neuer und bezahlbarer Wohnungen 


gebraucht werden. Das Brachflächenprogramm des Bundes wird fortgesetzt, 


sodass bis zur Mitte des Jahrzehnts insgesamt eine halbe Milliarde Euro an 


Bundesmitteln vor Ort zur Verfügung stehen wird. Zudem werden wir das 


Förderprogramm für die Sanierung und Modernisierung von Sportstätten so 


fortsetzen, dass die Mittel rasch und zielgenau eingesetzt werden können und 


möglichst vielen Sportstätten zugutekommen. Dafür werden wir neue 


Finanzmittel zur Verfügung stellen.  


x Die Unterstützung des Bundes für den sozialen Wohnungsbau der Länder 


werden wir fortsetzen. 2018 bis 2021 haben wir dafür über die ursprünglich 


zugesagten Entflechtungsmittel hinaus 2,5 Mrd. Euro vorgesehen. 


Anschließend werden wir sicherstellen, dass den Ländern bis 2024 jährlich 


eine Milliarde Euro zur Verfügung stehen wird.  


x Die Bundesregierung hat insbesondere im Rahmen ihrer Digitalstrategie und 


der Initiative für Künstliche Intelligenz an zahlreichen Stellen weiteren 


Investitionsbedarf identifiziert, den wir nun ebenfalls prioritär verstärken 
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wollen. So werden die in der KI-Strategie vereinbarten 3 Mrd. Euro für 


Künstliche Intelligenz mit einer dritten Tranche verstärkt, das Engagement 


des Bundes im Quantencomputing um über 200 Mio. Euro zusätzlich 


ausgeweitet und Mittel für IT-Sicherheit in Höhe von mehr als 400 Mio. Euro 


sichergestellt. Wir werden weitere Investitionen über passgenaue 


Förderprogramme für die deutsche Raumfahrt, die Wasserstoffstrategie und 


die Digitalisierung sowie High-Tech- / Robotik-Ausstattung von 


Krankenhäusern bereitstellen und zum Ausbau der digitalen Infrastruktur den 


Zuschuss in das dazu errichtete Sondervermögen von knapp einer Milliarde 


Euro in 2021 auf knapp 3 Mrd. Euro in 2024 erhöhen.  


 


3. Weitere Maßnahmen zur Stärkung öffentlicher und privater Investitionen  


Wir werden nicht nur das staatliche Investitionsniveau verstetigen, sondern auch die 


Wirtschaft mit steuerpolitischen Maßnahmen stärken, um Anreize für private 


Investitionen zu setzen. 


 


Steuerpolitische Maßnahmen  


x Die Abschreibungsmöglichkeiten für „digitale Wirtschaftsgüter“ werden 


verbessert. Um eine konsensfähige Definition für „digitalen Wirtschaftsgüter“ 


zu finden, wird es zeitnah einen Meinungsaustausch zwischen 


Bundesregierung, Wirtschaft und Experten geben.  


x Mit der Einführung einer Option zur Körperschaftsteuer wird es 


Personengesellschaften ermöglicht, steuerlich wie eine Kapitalgesellschaft 


behandelt zu werden. Die unterschiedlichen Besteuerungsformen können 


heute zu einer höheren Steuer für Personenunternehmer führen. Dies sollen 


Personenunternehmen durch die neue „Veranlagungsoption“ zukünftig 


vermeiden können. 


x Aufgrund der in den letzten Jahren gestiegenen Gewerbesteuerhebesätze 


Anhebung des Ermäßigungsfaktors bei § 35 EStG auf 4,0, so dass es unter 


Berücksichtigung der Wirkung auf den Solidaritätszuschlag bei 


Personenunternehmern bis zu einem Gewerbesteuerhebesatz von rd. 420 % zu 


einer vollständigen Entlastung von der Gewerbesteuer kommt.  
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x Gemeinsam mit unseren Partnern bei den G20 und in der OECD arbeiten wir 


an einer Neuordnung der internationalen Besteuerung. Dabei wollen wir 


Regelungen zur globalen Mindestbesteuerung auf den Weg bringen. In diesem 


Zusammenhang wollen wir zur Entlastung der Wirtschaft und zum Abbau 


unnötiger Steuerbürokratie auch in Deutschland die 


Hinzurechnungsbesteuerung im Außensteuerrecht rechtssicher ausgestalten 


und modernisieren. Wir werden bis Ende 2020 den Niedrigbesteuerungssatz 


entsprechend der „Minimum Taxation“-Initiative anpassen. Die Koalition ist 


sich einig, dass die ATAD-Umsetzung jetzt schnell erfolgen soll.  


 


Weitere investive Maßnahmen 


x Der verbleibende finanzielle Spielraum wird insbesondere für eine 


„Investitionsoffensive Strukturwandel und gleichwertige Lebensverhältnisse“ 


genutzt werden. Dazu erhöht der Bund die Baransätze und VE der 


„Gemeinschaftsaufgabe Regionale Wirtschaftspolitik“ (GRW). 


x Die Bundesregierung prüft, ob es einen nationalen politischen Konsens zum 


Thema kommunale Altschulden gibt.  


 


Unverändert wird der Klimaschutz große investive Anstrengungen verlangen, über die 


schon geplanten Investitionen hinaus. Die Mittel für das GVFG werden bis 2025 auf 2 


Mrd. Euro steigen und danach weiter dynamisch verstetigt werden.  


 


4. Verteidigungsausgaben 


Der Verteidigungshaushalt wird es ermöglichen, die international vereinbarten 


Fähigkeitsziele zu erreichen und Fähigkeitslücken zu schließen.  
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IV. Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungsverfahren 


Die Koalition hat in dieser Legislaturperiode eine Reihe von dringlichen Maßnahmen zur 


Beschleunigung von Planungsverfahren im Infrastrukturbereich beschlossen, die bereits 


gesetzlich umgesetzt wurden und Wirkung entfalten. Damit wurden wichtige 


Voraussetzungen geschaffen, um Investitionen schneller und effektiver realisieren zu 


können.  


Wir wollen gleichwohl unsere Anstrengungen verstärken und weitere 


Beschleunigungspotenziale noch in dieser Legislaturperiode heben. Damit die für 


Investitionen zur Verfügung stehenden Mittel in Rekordhöhe schneller realisiert werden 


können, werden wir weitere Maßnahmen zur Planungsbeschleunigung vor allem in den 


Bereichen Verkehr und digitale Infrastruktur ergreifen und auch das Verfahrensrecht 


anpassen:  


 


1. Die Bundesregierung wird gebeten, den Entwurf eines 


Investitionsbeschleunigungsgesetzes bis Juli 2020 zu beschließen mit dem Ziel, 


dass das Gesetzgebungsverfahren im Herbst 2020 abgeschlossen wird. In dem 


Gesetz sollen auch die in den anliegenden Eckpunkten aufgeführten Maßnahmen 


zur Planungsbeschleunigung geregelt werden. 


 


2. Die Bundesregierung wird gebeten, bis zur Sommerpause einen Vorschlag für die 


in ihrem Zuständigkeitsbereich liegenden exekutiven Maßnahmen vorzulegen, in 


den unter anderem die Maßnahmen aus den anliegenden Eckpunkten einfließen. 


 


3. Der Koalitionsausschuss bittet die Bundeskanzlerin, in ihren Besprechungen mit 


den Regierungschefinnen und -chefs der Länder die zügige Umsetzung der bereits 


beschlossenen und noch zu beschließenden Maßnahmen zur Planungs-


beschleunigung regelmäßig zu erörtern, damit auch alle 


Beschleunigungspotentiale umgesetzt werden. 


 


4. Darüber hinaus wird die Bundesregierung gebeten, gegenüber der Europäischen 


Kommission darauf hinzuwirken, dass diese – als allein initiativberechtigte 


europäische Institution – Vorschläge zur Vereinfachung von planungsrechtlich 


relevanten Rechtsakten der Europäischen Union vorlegt.   
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Anlage: Eckpunkte der Maßnahmen zur Planungsbeschleunigung 


Diese Eckpunkte stehen beispielhaft für den Willen der Koalitionspartner, die 


Investitionen in Deutschland zu beschleunigen.  


 


1. Planungsbeschleunigung für den Verkehrsinfrastrukturausbau 


x Wir wollen das Raumordnungsverfahren und das Planfeststellungsverfahren 


besser verzahnen und wo möglich zusammenlegen, um langwierige 


Mehrfachbefassungen der Behörden sowie der Öffentlichkeit zu vermeiden.  


x Die Einführung einer rechtssicheren materiellen Präklusionswirkung für die 


Bereiche Schiene, Straße und Wasserstraße kann eine Beschleunigung von 


Genehmigungs- und Gerichtsverfahren bewirken. Wir prüfen im Lichte der im 


Herbst erwarteten EuGH-Entscheidung eine europarechtskonforme materielle 


Präklusion gesetzlich wieder einzuführen. 


x Eine bessere Öffentlichkeitsbeteiligung spart Zeit. Unser Ziel ist eine positive 


Beteiligungs- und Planungskultur mit potenziell Betroffenen. Die 


Planungspraxis in anderen Ländern hat gezeigt, dass eine frühzeitige, ausführliche 


und für die Bürgerinnen und Bürger auch in der Wirkung ihrer Einlassungen 


transparente Beteiligung in hohem Maß befriedend und damit 


planungsverkürzend wirkt. 


x Wir wollen die Digitalisierung von Planungs- und Genehmigungsverfahren 


deutlich beschleunigen, indem unter anderem das Onlinezugangsgesetz im 


Bereich von Leistungen und Genehmigungsverfahren in der Umweltverwaltung 


prioritär umgesetzt wird. Zudem wird ein zentrales „Internet-Artenschutzportal“ 


aufgebaut, um den digitalen Zugang zu relevanten Informationen zu 


vereinheitlichen. Bauen 4.0 ist insbesondere im Tiefbau eine große Chance für die 


Beschleunigung in der baulichen Realisierung. Bund und Ländern sollten die 


Fortschritte in diesem Prozess regelmäßig überprüfen. 


x Eine Herausforderung sind die artenschutzrechtlichen Anforderungen, bei 


deren Erfüllung bei Vorhabenträgern und Behörden zum Teil große 


Unsicherheiten bestehen. Standardisierungen und Vollzugshinweise würden die 


Prüfung des Artenschutzes im Rahmen der Zulassungsverfahren daher wesentlich 


erleichtern.  
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x Wir wollen prüfen, wie die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen 


Baulärm, überarbeitet und so angepasst werden kann, dass insbesondere für 


Lärmsanierungsmaßnahmen, Brückensanierungen sowie Bahnhofs- und 


Stadtbahnmodernisierungen eine einfache Plangenehmigung ausreicht. Allein 


wegen des entstehenden Baulärms soll kein Planfeststellungsverfahren 


durchgeführt werden müssen, da sich sonst die Abhilfe einer Belastungssituation 


für die Bürgerinnen und Bürger unnötig verzögert. 


x Wir setzen uns für ein schnelles Inkrafttreten der 


Bundeskompensationsverordnung zur Anwendung der naturschutzrechtlichen 


Eingriffsregelung für Bundesvorhaben ein. 


x Wir werden ferner prüfen, inwieweit Maßnahmen ergriffen werden können, um 


die Elektrifizierung von Schienenstrecken und gegebenenfalls weitere kleine 


Baumaßnahmen zu beschleunigen, insbesondere durch den möglichen Verzicht 


auf ein Planfeststellungsverfahren.  


x Auf Basis der Vorschläge der Länder werden wir weitere Maßnahmen realisieren: 


Dies betrifft die Verbesserung der Abläufe der Projektplanung im Straßenbau und 


Prüfung für Schienenbau und gegebenenfalls andere Fachgebiete.  


 


2. Digitale Infrastruktur 


x Wir wollen die Genehmigungsvoraussetzungen und Verfahrensvorgaben beim 


Glasfaserausbau reduzieren. Dazu werden wir die Regelungen zur Benutzung 


öffentlicher Wege überarbeiten. Bei geringfügigen baulichen Maßnahmen sollen 


die zuständigen Behörden vor Ort flexibler handeln können. Gleichzeitig werden 


wir eine Frist vorgeben, bis wann Behörden Anträge auf Nutzung der Straßen 


zum Ausbau auf Vollständigkeit geprüft haben müssen. Für den Glasfaserausbau 


im ländlichen Raum wollen wir die Nutzung von Forst-, Wald- und 


Wirtschaftswegen durch eine Duldungspflicht erleichtern. 


x Um einen effektiven Ausbau der Mobilfunkmasten zu gewährleisten, wird 


prioritär auf Grundstücke und Liegenschaften der öffentlichen Hand 


zurückgegriffen. Zudem prüfen wir Erleichterungen für die Kontaktaufnahme zu 


den Eigentümern von geeigneten Grundstücken. Außerdem werden wir die 


bürokratischen Hürden für Standorte im freien Gelände (Außenbereich) und 


damit gerade in den ländlichen Regionen reduzieren. 







11 


x Die Mobilfunkinfrastrukturgesellschaft soll im Jahr 2020 ihre Arbeit aufnehmen 


und den Bau von Masten in den sog. weißen Flecken unterstützen. 


x Zur Verbesserung des Mobilfunknetzausbaus an den Verkehrswegen wollen wir 


geltende gesetzliche Mindestabstände von Mobilfunkstandorten an Autobahnen 


und Bundesstraßen streichen, wobei etwaige Sicherheitsbelange vorab zu prüfen 


sind. Damit können die Mobilfunknetzbetreiber Standorte entlang der Straße auf 


bundeseigenen Flächen errichten und müssen nicht mehr auf private 


Grundstücke zurückgreifen. Darüberhinausgehend werden wir prüfen, ob 


Brücken und Schilderbrücken an Autobahnen und Bundesstraßen verstärkt für 


den Mobilfunknetzausbau genutzt werden können, und hierzu bundesweit 


einheitliche Vorgaben entwickeln. 


x Die Einführung einer Konzentrationswirkung für den Bereich der digitalen 


Infrastruktur, wie er bei Planfeststellungsverfahren existiert, wollen wir prüfen. 


x Um die Mitnutzung von vorhandenen Infrastrukturen einschließlich der 


öffentlichen Liegenschaften zu erleichtern, werden wir die 


Planungsdatenbanken weiterentwickeln und verbessern. 


x Wir begrüßen ferner, dass die Bundesregierung in Umsetzung der 


Mobilfunkstrategie eine Kommunikationskampagne zu 5G beschlossen hat. Ziel 


ist es, die Akzeptanz des Mobilfunks vor Ort zu stärken. Dazu werden in einem 


ersten Schritt die Kommunen bundesweit als Ansprechpartner der Bürgerinnen 


und Bürger vor Ort mit Informationen zu den häufigsten Bürgerfragen versorgt 


werden.  


 


Die nachfolgenden Abschnitte III. und IV. umfassen grundlegende Reformvorschläge 


für die Gerichts- und Verwaltungspraxis. Da viele der vorgeschlagenen Maßnahmen 


im Zuständigkeitsbereich der Länder liegen, werden wir bei der Prüfung dieser 


Vorschläge die Länder eng einbinden und sie gemeinsam mit den Ländern einer 


Lösung zuführen. 


 


3. Gerichtsverfahren 


Gerichtsverfahren im Zusammenhang mit Planungs- und Genehmigungsverfahren 


wollen wir beschleunigen. Hierzu werden wir unter anderem folgende Maßnahmen 


ergreifen: 
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x Den Katalog für die erstinstanzliche Zuständigkeit der 


Oberverwaltungsgerichte bzw. Verwaltungsgerichtshöfe für 


Planfeststellungsverfahren wollen wir um wichtige infrastrukturelle 


Großvorhaben erweitern, die mit den bereits in § 48 Abs. 1 VwGO aufgeführten 


Projekten hinsichtlich Bedeutung und Komplexität vergleichbar sind. Dies sind 


Landesstraßen, die Errichtung, Erweiterung oder Änderung von 


Wasserkraftwerken mit einer elektrischen Nettoleistung von mehr als 100 


Megawatt und Vorhaben nach dem Bundesberggesetz. Ferner werden wir den 


Gesetzesentwurf des Bundesrates zum Hafenbeschleunigungsgesetz aufgreifen. 


Wir wollen prüfen, ob die Verwaltungsgerichtsbarkeit durch die Einrichtung von 


Planungs- und Wirtschaftsspruchkörpern spezialisiert und entlastet werden 


kann. Ferner befürworten wir stärkere länderübergreifende Kooperationen 


benachbarter Oberverwaltungsgerichte. Wir werden prüfen, ob die Revision 


gegen Entscheidungen der Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungsgerichtshöfe 


auf Abweichungen von der Rechtsprechung des Bundesverwaltungs- oder des 


Bundesverfassungsgerichts (Divergenzrüge) beschränkt wird. 


x Der Einsatz von abgeordneten Richtern auf Lebenszeit, Richtern auf Probe 


sowie Richtern kraft Auftrags an Kammern der Verwaltungsgerichte soll 


flexibler ausgestaltet werden. Abweichend von § 29 Abs. 1 DRiG, der die 


Mitwirkung von nur einer abgeordneten Richterin/ eines abgeordneten Richters 


bei einer gerichtlichen Entscheidung erlaubt, soll für einen Übergangszeitraum 


auch eine Mitwirkung von entweder zwei abgeordneten Richterinnen/ Richtern 


auf Lebenszeit oder einer abgeordneten Richterin/ eines abgeordneten Richters 


auf Lebenszeit und einer Richterin/ eines Richters auf Probe oder einer Richterin/ 


eines Richters kraft Auftrags zulässig sein. Eine entsprechende Regelung könnte 


bis zum Ablauf des Jahres 2025 befristet werden.  


x Wir wollen weitere Maßnahmen zur Straffung und Effektivierung der 


Gerichtsverfahren: Wir werden die Frist zur Eröffnung von Gerichtsverfahren 


prüfen. Ferner befürworten wir eine auskömmliche personelle Ausstattung der 


Gerichtssenate mit rechts- und naturwissenschaftlichen Mitarbeitern neben den 


Richterstellen. Berichterstatter in Gerichtsverfahren sollten bei einer Änderung 
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der Geschäftsverteilung für bereits begonnene Verfahren zuständig bleiben 


können. 


x Im Bereich des vorläufigen Rechtsschutzes wollen wir weitere 


Beschleunigungspotenziale heben, unter anderem indem wir wirtschaftliche 


Entwicklung und Klimaschutz als Abwägungsbelange in die VwGO aufnehmen. 


 


4. Allgemeines Verfahrensrecht 


x Durch den flexiblen Einsatz von Planungs- und Umweltrechtsexperten und die 


Bildung von projektbezogenen Planungsteams in den Vollzugsbehörden können 


Genehmigungsprozesse auf Bundesebene gestärkt und beschleunigt werden.  


x Die Bildung von Kompetenzteams - behördenübergreifende Pools von Experten 


mit Großprojekterfahrung und flexibler Einsatzmöglichkeit nach dem Vorbild 


von anderen EU-Mitgliedstaaten - soll erprobt werden. Ferner streben wir an, 


einen regelmäßigen Erfahrungsaustausch über Gesetzesanwendung und best 


practices zwischen Behörden und Vorhabenträgern einzurichten.  


x Wir wollen Änderungen bei den Vorschriften zur 


Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) prüfen. Soweit EU-rechtlich zulässig, 


könnten demnach Änderungsvorhaben unterhalb bestimmter Schwellenwerte 


zukünftig weder einer UVP noch einer UVP-Vorprüfung bedürfen. Die 


bestehenden UVP-Verwaltungsvorschriften sind veraltet. Die neuen UVP-


Verwaltungsvorschriften sollen an den aktuellen Stand des Gesetzes und der 


Rechtsprechung angepasst werden. Die Konkretisierung der gesetzlichen 


Vorgaben in Verwaltungsvorschriften ist eine wertvolle Unterstützung der 


Behörden bei komplexen Zulassungsentscheidungen. Ferner wollen wir das 


Potential zentraler UVP-Internetportale zur Verbesserung der Information und 


Beteiligung der Öffentlichkeit nutzen.  


x Wir werden weitere Verfahrensoptimierungen prüfen und gegebenenfalls 


realisieren, um die zeitlichen Planungsabläufe zu straffen. Hierzu gehört unter 


anderem eine verbesserte Abstimmung der Planunterlagen vor Beantragung eines 


Genehmigungsverfahrens, eine intensivere und frühzeitige Beratung für 


Antragsteller und Vorhabenträger, eine Ausschlussfrist für Einwendungen im 


Verfahren sowie feste zeitliche Rahmensetzungen für die Beteiligung.   
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x Vorhabenträger sollen mehr Planungssicherheit erhalten. Wir werden daher die 


Einführung einer gesetzlichen Stichtagsregelung im Rahmen von 


Genehmigungsverfahren prüfen, mit der zeitverzögernde Anpassungen von 


Planungsverfahren infolge von Rechtsänderungen vermieden werden können.  


 

















Vorläufige Fassung


URTEIL DES GERICHTSHOFS (Siebte Kammer)


11. März 2020(*)


„Vorlage zur Vorabentscheidung – Steuerwesen – Mehrwertsteuer – Sechste Richtlinie
77/388/EWG – Art. 2 und 6 – Geltungsbereich – Steuerbare Umsätze – Entgeltlich erbrachte


Dienstleistung – Entsendung von Personal einer Muttergesellschaft an ihre Tochtergesellschaft –
Auf die entstandenen Kosten beschränkte Erstattung durch die Tochtergesellschaft“


In der Rechtssache C‑94/19


betreffend  ein  Vorabentscheidungsersuchen  nach  Art.  267  AEUV,  eingereicht  von  der  Corte
suprema di cassazione (Kassationsgerichtshof, Italien) mit Entscheidung vom 27. November 2018,
beim Gerichtshof eingegangen am 6. Februar 2019, in dem Verfahren


San Domenico Vetraria SpA


gegen


Agenzia delle Entrate,


Beteiligter:


Ministero dell’Economia e delle Finanze,


erlässt


DER GERICHTSHOF (Siebte Kammer)


unter  Mitwirkung des Kammerpräsidenten P.  G. Xuereb sowie der Richter T.  von Danwitz und
A. Kumin (Berichterstatter),


Generalanwalt: M. Szpunar,


Kanzler: A. Calot Escobar,


aufgrund des schriftlichen Verfahrens,


unter  Berücksichtigung  der  Erklärungen  der  Europäischen  Kommission,  vertreten  durch
J. Jokubauskaitė und S. Mortoni als Bevollmächtigte,


aufgrund des nach Anhörung des Generalanwalts ergangenen Beschlusses, ohne Schlussanträge
über die Rechtssache zu entscheiden,


folgendes


Urteil


1        Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung der Art. 2 und 6 der Sechsten Richtlinie
77/388/EWG  des  Rates  vom  17.  Mai  1977  zur  Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der
Mitgliedstaaten  über  die  Umsatzsteuern  –  Gemeinsames  Mehrwertsteuersystem:  einheitliche
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage (ABl. 1977, L 145, S. 1) (im Folgenden: Sechste Richtlinie)
sowie des Grundsatzes der Mehrwertsteuerneutralität.


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:...


1 von 5 13.03.2020, 16:30







2        Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der San Domenico Vetraria SpA und der
Agenzia  delle Entrate (Steuerverwaltung,  Italien) über Abzüge von der Mehrwertsteuer  für  das
Steuerjahr  2005,  die  auf  die  Beträge  gezahlt  wurde,  die  die  San  Domenico  Vetraria  ihrer
Muttergesellschaft Avir SpA wegen der Entsendung einer Führungskraft erstattet hat.


Rechtlicher Rahmen


Unionsrecht


3        Art. 2 der Sechsten Richtlinie bestimmt:


„Der Mehrwertsteuer unterliegen:


1.      Lieferungen von Gegenständen und Dienstleistungen, die ein Steuerpflichtiger als solcher im
Inland gegen Entgelt ausführt;


…“


4        In Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 der Richtlinie heißt es:


„Als  Dienstleistung  gilt  jede  Leistung,  die  keine  Lieferung  eines  Gegenstands  im  Sinne  des
Artikels 5 ist.“


Italienisches Recht


5        Art. 30 des Decreto legislativo n. 276 – Attuazione delle deleghe in materia di occupazione e
mercato del lavoro, di cui alla legge 14 febbraio 2003, n. 30 (Gesetzesvertretendes Dekret Nr. 276
zur  Umsetzung der Ermächtigungen gemäß dem Gesetz Nr. 30 vom 14. Februar  2003 in den
Bereichen Beschäftigung und Arbeitsmarkt) vom 10. September 2003 (Supplemento ordinario zur
GURI Nr. 235 vom 9. Oktober 2003) bestimmt:


„1.      Eine Entsendung liegt vor, wenn ein Arbeitgeber aus eigenem Interesse einen oder mehrere
Arbeitnehmer vorübergehend zur Ausführung einer bestimmten Arbeitsleistung an einen anderen
überstellt.


2.       Im  Fall  der  Entsendung  bleiben  die  Entlohnung  und  die  Arbeitsbedingungen  des
Arbeitnehmers in der Verantwortung des Arbeitgebers.“


6        Art. 8 Abs. 35 der Legge n. 67 – Disposizioni per la formazione del bilancio annuale e pluriennale
dello Stato (legge finanziaria 1988) (Gesetz Nr. 67 mit Bestimmungen über die Aufstellung des
Jahres-  und  Mehrjahreshaushalts  des  Staates  [Haushaltsgesetz  1988])  vom  11.  März  1988
(Supplemento ordinario zur GURI Nr. 61 vom 14. März 1988) (im Folgenden: Gesetz Nr. 67/88)
lautet:


„Nicht  der Mehrwertsteuer unterliegen die Überlassung oder Entsendung von Personal,  für die
lediglich die entsprechenden Kosten erstattet werden.“


Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage


7        Im Lauf des Jahres 2004 entsandte Avir eine ihrer Führungskräfte an ihre Tochtergesellschaft San
Domenico Vetraria, um die Stelle des Direktors einer ihrer Betriebsstätten zu besetzen. In diesem
Rahmen erhielt  San Domenico Vetraria  von ihrer  Muttergesellschaft  Rechnungen in  Höhe der
Kosten,  die  wegen  der  Entsendung  der  Führungskraft  entstanden  waren.  Diese  mit  der
Entsendung verbundenen Kosten erstattete San Domenico Vetraria an Avir mit Mehrwertsteuer,
um anschließend vom Vorsteuerabzugsrecht Gebrauch zu machen.


8        Die  Steuerverwaltung war  der  Auffassung,  dass  die  Erstattungen nicht  der  Mehrwertsteuer
unterlägen,  da  sie  keine  Dienstleistungen  zwischen  einer  Muttergesellschaft  und  ihrer


https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=CELEX:...
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Tochtergesellschaft  beträfen,  und  forderte  daher  die  insoweit  als  Vorsteuer  abgezogene
Mehrwertsteuer nach.


9        Die Klage von San Domenico Vetraria gegen die Nacherhebung wurde von den Gerichten der
ersten Instanz und der Berufungsinstanz abgewiesen. Das Berufungsgericht war insbesondere der
Ansicht,  dass es sich, mangels Nachweises,  dass der  entsandte Arbeitnehmer höhere Bezüge
erhalten oder andere Aufgaben als bei der entsendenden Gesellschaft ausgeübt habe, bei den von
dieser gezahlten Beträgen nur um Kostenerstattungen im Sinne von Art. 8 Abs. 35 des Gesetzes
Nr. 67/88 gehandelt habe.


10      Nach Auffassung der Corte suprema di cassazione (Kassationsgerichtshof, Italien), die mit einer
von San Domenico Vetraria eingelegten Kassationsbeschwerde befasst ist, ist die Frage, ob die
Entsendung  von  Personal  gegen  die  Erstattung  der  entsprechenden  Kosten  als  steuerbar
angesehen werden kann, für die Entscheidung des Ausgangsrechtsstreits erheblich.


11      Gemäß Art. 8 Abs. 35 des Gesetzes Nr. 67/88 sei der Entsendungsvorgang für die Zwecke der
Mehrwertsteuer nicht relevant und somit nicht steuerbar, wenn die Erstattung der Höhe nach den
Kosten  entspreche,  die  für  das  entsendete  Personal  entstanden  seien.  Allerdings  bestünden
Zweifel daran, ob eine Leistung wie die Entsendung von Personal gegen Erstattung der Kosten der
entsprechenden Leistungen vom Anwendungsbereich der Mehrwertsteuer ausgeschlossen sei.


12      Dass ein Entsendungsvorgang wie der im Ausgangsverfahren fragliche wirtschaftlicher Natur sei,
dürfte  sich nämlich daraus ergeben,  dass nach Art.  30  des in Rn. 5  des vorliegenden Urteils
genannten  Gesetzesvertretenden  Dekrets  ein  spezifisches  Interesse  des  entsendenden
Arbeitgebers  bestehen  müsse,  nämlich  die  bessere  Leistungsfähigkeit  der  gemeinsamen
Organisation  von  Mutter-  und  Tochtergesellschaft  zu  gewährleisten.  Im  Übrigen  werde  im
vorliegenden Fall nicht bestritten, dass dieses Interesse besteht.


13      Dass ein solcher Entsendungsvorgang eine gegen Entgelt geleistete Dienstleistung darstellte,
könne sich ferner aus der Höhe der – vorliegend nicht unbedeutenden – Zahlungen ergeben, die
der Entsendungsempfänger  in Höhe der wegen der  Entsendung der  Arbeitnehmer anfallenden
Kosten und Abgaben leiste.


14      Die Corte suprema di cassazione (Kassationsgerichtshof) ist ferner der Ansicht, dass die nationale
Vorschrift eine nicht gerechtfertigte Ungleichbehandlung zwischen der Entsendung von Personal
und  der  Gestellung  von  Arbeitskräften  darstellen  könnte,  die  sich  auf  den  Grundsatz  der
steuerlichen  Neutralität  auswirken  könne,  da  die  Gestellung  stets  eine  steuerbare  Leistung
darstelle.


15       Unter  diesen  Umständen  hat  die  Corte  suprema  di  cassazione  (Kassationsgerichtshof)
beschlossen,  das  Verfahren  auszusetzen  und  dem  Gerichtshof  die  folgende  Frage  zur
Vorabentscheidung vorzulegen:


Sind die Art.  2 und 6 der Sechsten Richtlinie sowie der Grundsatz der steuerlichen Neutralität
dahin  auszulegen,  dass  sie  einer  nationalen  Rechtsvorschrift  entgegenstehen,  nach  der  die
Überlassung  oder  Entsendung  von  Personal  der  Muttergesellschaft  gegen  Zahlung  nur  der
entsprechenden Kosten durch die Tochtergesellschaft  für  die Zwecke der  Mehrwertsteuer nicht
relevant ist?


Zur Vorlagefrage


16      Im Hinblick auf die Beantwortung der Vorlagefrage ist darauf hinzuweisen, dass nach Art. 2 Nr. 1
der  Sechsten  Richtlinie  Lieferungen  von  Gegenständen  und  Dienstleistungen,  die  ein
Steuerpflichtiger als solcher im Inland gegen Entgelt ausführt, der Mehrwertsteuer unterliegen.


17      Des Weiteren gilt nach Art. 6 Abs. 1 Unterabs. 1 der Sechsten Richtlinie „jede Leistung, die keine
Lieferung eines Gegenstands“ ist, als Dienstleistung.


18       Im  vorliegenden Fall  ist  nach  den Angaben  des  vorlegenden  Gerichts  unstreitig,  dass  Avir
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steuerpflichtig ist, und die im Ausgangsverfahren fragliche Dienstleistung, nämlich die Entsendung
einer  ihrer  Führungskräfte  an  ihre  Tochtergesellschaft  San  Domenico  Vetraria,  innerhalb  des
betreffenden Landes erfolgt ist.


19      Somit bleibt zu prüfen, ob diese Dienstleistung im Sinne von Art. 2 Nr. 1 der Sechsten Richtlinie
„gegen Entgelt“ erbracht wurde.


20       Insoweit  setzen  nach  ständiger  Rechtsprechung die  steuerbaren  Umsätze  im Rahmen des
Mehrwertsteuersystems das Vorliegen einer Vereinbarung zwischen den Parteien über einen Preis
oder einen Gegenwert voraus. Beschränkt sich die Tätigkeit eines Dienstleistenden ausschließlich
darauf,  Leistungen  ohne  unmittelbare  Gegenleistung  zu  erbringen,  fehlt  es  daher  an  einer
Besteuerungsgrundlage, und diese Leistungen unterliegen nicht der Mehrwertsteuer (Urteil  vom
22.  Juni  2016,  Český  rozhlas,  C‑11/15,  EU:C:2016:470,  Rn.  20  und  die  dort  angeführte
Rechtsprechung).


21      Daraus folgt, dass eine Dienstleistung nur dann im Sinne von Art. 2 Nr. 1 der Sechsten Richtlinie
„gegen Entgelt“ erbracht wird und somit steuerbar ist, wenn zwischen dem Leistenden und dem
Leistungsempfänger  ein  Rechtsverhältnis  besteht,  in  dessen  Rahmen gegenseitige  Leistungen
ausgetauscht  werden,  wobei  die  vom  Leistenden  empfangene  Vergütung  den  tatsächlichen
Gegenwert für die dem Leistungsempfänger erbrachte Dienstleistung bildet. Dies ist dann der Fall,
wenn zwischen der erbrachten Dienstleistung und dem erhaltenen Gegenwert ein unmittelbarer
Zusammenhang besteht (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 22. Juni 2016, Český rozhlas, C‑11/15,
EU:C:2016:470, Rn. 21 und 22 sowie die dort angeführte Rechtsprechung, vom 22. November
2018, MEO – Serviços de Comunicações e Multimédia, C‑295/17, EU:C:2018:942, Rn. 39, sowie
vom 3. Juli 2019, UniCredit Leasing, C‑242/18, EU:C:2019:558, Rn. 69).


22      Im vorliegenden Fall scheint aus den dem Gerichtshof vorliegenden Akten hervorzugehen, dass
die Entsendung auf der Grundlage eines vertraglichen Rechtsverhältnisses zwischen Avir und San
Domenico Vetraria erfolgt ist.


23      Im Übrigen zeigt  sich, dass im Rahmen dieses Rechtsverhältnisses gegenseitige Leistungen
ausgetauscht wurden, nämlich auf der einen Seite die Entsendung einer Führungskraft von Avir an
San Domenico Vetraria und auf der anderen Seite die Zahlung in Rechnung gestellter Beträge von
San Domenico Vetraria an Avir.


24      Die Kommission bestreitet jedoch einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen diesen beiden
Leistungen. Ohne die Vereinbarung einer Vergütung, die die Avir entstandenen Kosten übersteige,
sei  die  im  Ausgangsverfahren  fragliche  Entsendung  nicht  erfolgt,  um  eine  Gegenleistung  zu
erhalten.


25      Diese Ansicht geht fehl.


26      Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofs besteht ein unmittelbarer Zusammenhang, wenn sich
zwei Leistungen gegenseitig bedingen (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 3. März 1994, Tolsma,
C‑16/93,  EU:C:1994:80,  Rn.  13  bis  20,  und  vom  16.  Oktober  1997,  Fillibeck,  C‑258/95,
EU:C:1997:491, Rn. 15 bis 17), d. h., wenn die eine Leistung nur unter der Voraussetzung erbracht
wird,  dass auch die andere Leistung erfolgt,  und umgekehrt  (vgl.  in diesem Sinne Urteile vom
23. November 1988, Naturally Yours Cosmetics, 230/87, EU:C:1988:508, Rn. 14, und vom 2. Juni
1994, Empire Stores, C‑33/93, EU:C:1994:225, Rn. 16).


27      Sollte daher nachgewiesen werden – was zu prüfen Sache des vorlegenden Gerichts ist –, dass
die durch San Domenico Vetraria erfolgte Zahlung der Beträge, die ihr von ihrer Muttergesellschaft
in  Rechnung  gestellt  wurden,  eine  Voraussetzung  dafür  war,  dass  ihre  Muttergesellschaft  die
Führungskraft entsendet, und dass die Tochtergesellschaft diese Beträge nur als Gegenleistung für
die Entsendung gezahlt hat, wäre festzustellen, dass ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen
den beiden Leistungen besteht.


28      Folglich wäre der Umsatz als gegen Entgelt erbracht anzusehen und unterläge, da die anderen
Voraussetzungen  gemäß  Art.  2  Nr.  1  der  Sechsten  Richtlinie  gleichfalls  erfüllt  sind,  der
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Mehrwertsteuer.


29      Unerheblich ist hierbei die Höhe der Gegenleistung und insbesondere, ob diese höher, gleich
hoch oder geringer als die Kosten ausfällt, die dem Steuerpflichtigen im Rahmen der Erbringung
seiner Leistung entstanden sind (vgl. in diesem Sinne Urteile vom 20. Januar 2005, Hotel Scandic
Gåsabäck,  C‑412/03,  EU:C:2005:47,  Rn.  22,  sowie  vom  2.  Juni  2016,  Lajvér,  C‑263/15,
EU:C:2016:392,  Rn.  45  und  die  dort  angeführte  Rechtsprechung).  Ein  solcher  Umstand  lässt
nämlich  den  unmittelbaren  Zusammenhang  zwischen  der  erbrachten  Dienstleistung  und  der
empfangenen Gegenleistung unberührt (Urteil vom 2. Juni 2016, Lajvér, C‑263/15, EU:C:2016:392,
Rn. 46 und die dort angeführte Rechtsprechung).


30      Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 2 Nr. 1 der Sechsten Richtlinie dahin
auszulegen ist, dass er einer nationalen Rechtsvorschrift entgegensteht, nach der die Überlassung
oder  Entsendung  von  Personal  der  Muttergesellschaft  an  ihre  Tochtergesellschaft  gegen
Erstattung nur der entsprechenden Kosten für die Zwecke der Mehrwertsteuer als nicht relevant
gilt, sofern die von der Tochtergesellschaft an ihre Muttergesellschaft gezahlten Beträge einerseits
und die Überlassung oder Entsendung andererseits sich gegenseitig bedingen.


Kosten


31      Für  die  Parteien des Ausgangsverfahrens ist  das Verfahren ein  Zwischenstreit  in  dem beim
vorlegenden Gericht  anhängigen Rechtsstreit;  die  Kostenentscheidung ist  daher  Sache  dieses
Gerichts. Die Auslagen anderer Beteiligter für die Abgabe von Erklärungen vor dem Gerichtshof
sind nicht erstattungsfähig.


Aus diesen Gründen hat der Gerichtshof (Siebte Kammer) für Recht erkannt:


Art. 2 Nr. 1 der Sechsten Richtlinie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur
Harmonisierung  der  Rechtsvorschriften  der  Mitgliedstaaten  über  die
Umsatzsteuern  –  Gemeinsames  Mehrwertsteuersystem:  einheitliche
steuerpflichtige  Bemessungsgrundlage  ist  dahin  auszulegen,  dass  er  einer
nationalen  Rechtsvorschrift  entgegensteht,  nach  der  die  Überlassung  oder
Entsendung von Personal  der Muttergesellschaft  an ihre  Tochtergesellschaft
gegen  Erstattung  nur  der  entsprechenden  Kosten  für  die  Zwecke  der
Mehrwertsteuer als nicht relevant gilt, sofern die von der Tochtergesellschaft
an ihre Muttergesellschaft gezahlten Beträge einerseits und die Überlassung
oder Entsendung andererseits sich gegenseitig bedingen.


Unterschriften


*      Verfahrenssprache: Italienisch.
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BUNDESFINANZHOF Urteil vom 5.12.2019, II R 5/17
ECLI:DE:BFH:2019:U.051219.IIR5.17.0


Erbschaft- und Schenkungsteuer: Maßgebende Steuerklasse beim Erwerb vom biologischen Vater


Leitsätze


Beim Erwerb eines Kindes von seinem leiblichen Vater, der nicht auch der rechtliche Vater ist (biologischer Vater), findet die
Steuerklasse III Anwendung.


Tenor


Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des Hessischen Finanzgerichts vom 15.12.2016 - 1 K 1507/16 aufgehoben.
Die Klage wird abgewiesen.
Die Kosten des gesamten Verfahrens hat der Kläger zu tragen.


Tatbestand


I.


1 Der Kläger und Revisionsbeklagte (Kläger) ist der leibliche, aber nicht rechtliche Vater (biologischer Vater) der 1987
geborenen Tochter. Zum Zeitpunkt der Geburt war deren Mutter mit einem anderen Mann verheiratet. Eine Anfechtung
der rechtlichen Vaterschaft des Ehemanns der Mutter erfolgte nicht.


2 Der Kläger schenkte seiner Tochter am 15.03.2016 einen Geldbetrag in Höhe von 30.000 EUR und sagte zu, etwa
anfallende Schenkungsteuer zu übernehmen. In seiner Schenkungsteuererklärung beantragte er die Anwendung der
Steuerklasse I.


3 Der Beklagte und Revisionskläger (das Finanzamt --FA--) unterwarf den Erwerb der Schenkungsteuer nach der
Steuerklasse III. In dem Bescheid vom 04.05.2016 erläuterte er, die rechtliche Vaterschaft zu einer anderen Person
schließe die rechtliche Anerkennung der Vaterschaft als biologischer Vater nach § 1594 Abs. 2 des Bürgerlichen
Gesetzbuchs (BGB) aus.


4 Den Einspruch des Klägers, mit dem er geltend machte, die günstigere Steuerklasse I finde nicht nur im Verhältnis des
Kindes zu seinem rechtlichen, sondern auch zu seinem biologischen Vater Anwendung, wies das FA mit
Einspruchsentscheidung vom 16.09.2016 zurück. Kinder i.S. des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 des Erbschaftsteuer-
und Schenkungsteuergesetzes (ErbStG) seien nur die vom Vater nach den Regeln des Zivilrechts "abstammenden"
Kinder und Adoptivkinder.


5 Das Finanzgericht (FG) gab der Klage statt. Eine einschränkende --zivilrechtliche-- Auslegung des Kindsbegriffs sei
weder nach dem Wortlaut noch nach dem Sinn und Zweck des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG zwingend. Sie
trage der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) und der mit Rücksicht auf Urteile des
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte (EGMR) eingefügten Vorschrift des § 1686a BGB auch nicht
hinreichend Rechnung. Eine schenkungsteuerrechtliche Privilegierung des biologischen Vaters stehe zudem mit der
Begünstigung der biologischen Eltern im Falle der Adoption des Kindes (§ 15 Abs. 1a ErbStG) im Einklang. Das Urteil
ist in Entscheidungen der Finanzgerichte (EFG) 2017, 610, veröffentlicht.


6 Mit der Revision macht das FA eine Verletzung des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG geltend.


7 Das FA beantragt,


die Vorentscheidung aufzuheben und die Klage abzuweisen.


8 Der Kläger beantragt,


die Revision zurückzuweisen.


Entscheidungsgründe


II.
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9 Die Revision ist begründet. Sie führt zur Aufhebung der Vorentscheidung und zur Abweisung der Klage (§ 126 Abs. 3
Satz 1 Nr. 1 der Finanzgerichtsordnung --FGO--). Das FG hat zu Unrecht entschieden, dass auf den Erwerb der
Tochter von ihrem biologischen Vater die Steuerklasse I anzuwenden ist. Es gilt die Steuerklasse III.


10 1. Nach § 15 Abs. 1 ErbStG richtet sich die Steuerklasseneinteilung im Regelfall für jeden einzelnen Erb- oder
Schenkungsfall nach dem persönlichen Verhältnis des Erwerbers zum Erblasser oder Schenker. Die Einteilung der
Steuerpflichtigen in unterschiedliche Steuerklassen ist maßgebend für die Bestimmung der persönlichen Freibeträge
(§§ 16, 17 ErbStG) und die Höhe des Steuersatzes (§ 19 ErbStG). Zur Steuerklasse I gehören u.a. Kinder und
Stiefkinder (§ 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG). In die Steuerklasse III fallen alle übrigen Erwerber (§ 15 Abs. 1
Steuerklasse III ErbStG). Die Steuerklasse III gilt nach dem Wortlaut der Vorschrift auch für den Erwerb eines Kindes
von dessen biologischem Vater.


11 a) Für die Steuerklasseneinteilung nach § 15 Abs. 1 ErbStG sind die bürgerlich-rechtlichen Vorschriften über die
Abstammung und Verwandtschaft maßgebend (vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs --BFH-- vom 14.05.1986 - II R 37/84,
BFHE 146, 471, BStBl II 1986, 613; BFH-Beschlüsse vom 27.10.1982 - II B 77/81, BFHE 137, 76, BStBl II 1983, 114,
unter 2.b bb, und vom 24.11.2005 - II B 27/05, BFH/NV 2006, 743; FG München, Urteil vom 09.10.1986 - X 79/85 Erb,
EFG 1987, 255; Kugelmüller-Pugh in Viskorf/ Schuck/Wälzholz, Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz,
Bewertungsgesetz, 5. Aufl., § 15 ErbStG Rz 2; Weinmann in Moench/Weinmann, § 15 ErbStG Rz 14; Stein in von
Oertzen/Loose, ErbStG, § 15 Rz 16, 18 f.; Längle in Fischer/Pahlke/Wachter, ErbStG, 6. Aufl., § 15 Rz 16; BeckOK
ErbStG/Gräfe, § 15 Rz 11; Halaczinsky in Daragan/ Halaczinsky/Riedel, ErbStG, BewG, 3. Aufl., § 15 ErbStG Rz 5;
a.A. für den Streitfall Jülicher in Troll/Gebel/Jülicher/Gottschalk, ErbStG, § 15 Rz 40; von Oertzen, Zeitschrift für
Erbrecht und Vermögensnachfolge 2017, 291).


12 b) Nach § 1589 Abs. 1 Satz 1 BGB sind Personen, deren eine von der anderen abstammt, in gerader Linie verwandt.
Vater eines Kindes in diesem Sinne ist der Mann, der zum Zeitpunkt der Geburt mit der Mutter verheiratet ist, der die
Vaterschaft anerkannt hat oder dessen Vaterschaft gerichtlich festgestellt ist (§ 1592 BGB; Überschrift des Buches 4,
Abschn. 2, Titel 2 BGB: "Abstammung"; BFH-Urteil vom 28.07.2005 - III R 68/04, BFHE 211, 107, BStBl II 2008, 350,
unter II.1.a, zu § 32 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergesetzes; Rauscher in Staudinger/Rauscher (2011), BGB,
§ 1592 Rz 10 f., 14 ff., Vorbem. zu §§ 1591-1600d Rz 1; Werner in Staudinger/Werner (2017), BGB, Vorbem. zu
§§ 1924-1936 Rz 20, 22b, 26; Hammermann in Ermann, BGB, 15. Aufl., § 1592 Rz 1 ff.; Wellenhofer in Münchener
Kommentar zum BGB, 8. Aufl., § 1589 Rz 1, § 1592 Rz 1 f.). Das Vorliegen einer der drei Voraussetzungen führt dazu,
dass ein Mann als rechtlicher Vater angesehen wird. Aus der rechtlichen Vaterschaft leiten sich Rechte und Pflichten
ab. Der Vater ist z.B. dem Kind zum Unterhalt verpflichtet (vgl. § 1601 i.V.m. § 1589 Abs. 1 Satz 1 i.V.m. § 1592 BGB).
Das Kind ist gegenüber seinem rechtlichen Vater erb- (vgl. § 1924 Abs. 1 BGB) und pflichtteilsberechtigt (vgl. § 2303
Abs. 1 Satz 1 BGB).


13 c) Die biologische Abstammung allein führt nicht zur rechtlichen Vaterschaft (vgl. z.B. Rauscher in
Staudinger/Rauscher (2011), a.a.O., § 1592 Rz 20; Hammermann in Ermann, a.a.O., § 1592 Rz 3; Wellenhofer in
Münchener Kommentar zum BGB, a.a.O., § 1589 Rz 9). Dies begegnet keinen verfassungsrechtlichen Bedenken. Die
Begründung familiärer Rechtsbeziehungen ist gesetzlich zwar so zu gestalten, dass den leiblichen Eltern eines Kindes
in der Regel auch die rechtliche Stellung als Eltern eingeräumt wird. Der Gesetzgeber ist aber nicht verpflichtet, die
rechtliche Anerkennung der Elternschaft stets von der Prüfung abhängig zu machen, von wem das Kind im Einzelfall
biologisch abstammt. Es genügt, aus bestimmten tatsächlichen Umständen und sozialen Situationen auf die leibliche
Abstammung eines Kindes zu schließen und aufgrund dieser Vermutung die Zuweisung der rechtlichen Elternstellung
vorzunehmen, wenn dies in aller Regel zu einem Zusammentreffen von leiblicher und rechtlicher Elternschaft führt.
Konsequenz der gesetzlichen Vermutungsregelung ist, dass leibliche und rechtliche Vaterschaft im Einzelfall
auseinanderfallen können (vgl. BVerfG-Beschlüsse vom 09.04.2003 - 1 BvR 1493/96, 1 BvR 1724/01, BVerfGE 108,
82, unter C.I.1.a, b, 3.a, und vom 13.10.2008 - 1 BvR 1548/03, Neue Juristische Wochenschrift --NJW-- 2009, 423,
unter II.1., jeweils m.w.N.).


14 2. Die Systematik des § 15 ErbStG verlangt die Anwendung der Steuerklasse I im Verhältnis des Kindes zu seinem
biologischen Vater nicht.


15 a) § 15 Abs. 1a ErbStG spricht nicht für, sondern gegen die Einordnung des Erwerbs vom biologischen Vater in die
Steuerklasse I.


16 aa) Gemäß § 15 Abs. 1a ErbStG gelten die Steuerklassen I und II Nr. 1 bis 3 auch dann, wenn die Verwandtschaft
durch Annahme als Kind bürgerlich-rechtlich erloschen ist. Die Vorschrift wurde durch das Gesetz zur Änderung und
Vereinfachung des Einkommensteuergesetzes und anderer Gesetze vom 18.08.1980 (BGBl I 1980, 1537) eingefügt
und beruht auf einer Änderung des Adoptionsrechts (vgl. BTDrucks 8/3688, S. 23). Gemäß § 1755 Abs. 1 Satz 1 BGB
i.d.F. des Adoptionsgesetzes vom 02.07.1976 (BGBl I 1976, 1749) erlöschen mit der Annahme Minderjähriger
(Überschrift des Buches 4, Abschn. 2, Titel 7, Untertitel 1 BGB: "Annahme Minderjähriger") mit Ausnahme bestimmter
Verwandtenadoptionen nach § 1756 BGB das Verwandtschaftsverhältnis des Kindes und seiner Abkömmlinge zu den
bisherigen Verwandten und die sich aus ihm ergebenden Rechte und Pflichten. Bei einem Erwerb des Kindes von
seinen bisherigen Verwandten hätte dies erbschaftsteuerrechtlich zur Anwendung der Steuerklasse III geführt. Um
diesen Nachteil zu verhindern, wurde § 15 Abs. 1a ErbStG geschaffen (vgl. BFH-Urteil vom 17.03.2010 - II R 46/08,
BFHE 228, 191, BStBl II 2010, 554).
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17 bb) § 15 Abs. 1 und Abs. 1a ErbStG haben zur Folge, dass die Steuerklassen I und II Nr. 1 bis 3 sowohl bei Erwerben
in dem durch Adoption Minderjähriger neu begründeten Verwandtschaftskreis als auch bei Erwerben im bisherigen
Verwandtschaftskreis gelten, also eine Doppelbegünstigung eintritt (BFH-Urteil in BFHE 228, 191, BStBl II 2010, 554,
Rz 16), obwohl im bisherigen Verwandtschaftskreis Unterhalts- sowie Erb- und Pflichtteilsansprüche für die Zukunft
erlöschen (Palandt/Götz,  Bürgerliches Gesetzbuch, 79. Aufl., § 1755 Rz 3). Damit trägt der Gesetzgeber aber nicht
der biologischen Abstammung des Kindes Rechnung. Die Begünstigung von Erwerben im bisherigen
Verwandtschaftskreis beruht vielmehr auf der --durch Adoption erloschenen-- rechtlichen Verwandtschaft des Kindes.


18 cc) Gerade der Umstand, dass der Gesetzgeber mit § 15 Abs. 1a ErbStG eine besondere erbschaftsteuerrechtliche
Regelung für die Minderjährigenadoption getroffen hat, spricht dafür, dass der Kindsbegriff i.S. des § 15 Abs. 1
Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG grundsätzlich nach bürgerlich-rechtlichen Vorschriften auszulegen ist. § 15 Abs. 1a
ErbStG bewirkt eine --gesetzgeberisch gebilligte-- ausnahmsweise Doppelbegünstigung. Für den gesetzlich nicht
geregelten Fall eines ehemaligen Adoptionsverhältnisses hat der BFH dementsprechend die Möglichkeit einer solchen
Doppelbegünstigung verneint (vgl. BFH-Urteil in BFHE 228, 191, BStBl II 2010, 554, Rz 17).


19 b) Des Weiteren hat der Gesetzgeber in § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG ausdrücklich Stiefkinder einbezogen.
Stiefkinder sind keine Kinder i.S. des bürgerlich-rechtlichen Kindsbegriffs und fielen ohne diese explizite Nennung
nicht in Steuerklasse I. Eine solche ausdrückliche Regelung der Anwendung der Steuerklasse I fehlt für das Verhältnis
eines Kindes zu seinem biologischen Vater.


20 3. Die Einordnung des Kindes als übriger Erwerber i.S. des § 15 Abs. 1 Steuerklasse III ErbStG bei einem Erwerb von
seinem biologischen Vater entspricht dem Sinn und Zweck des § 15 ErbStG.


21 a) Mit der Besserstellung von Erwerbern der Steuerklasse I begünstigt § 15 Abs. 1 ErbStG die Weitergabe von
Familienvermögen an Ehegatten und Lebenspartner sowie an vorhergehende und nachfolgende Generationen. Die
Begünstigung dient dem verfassungsrechtlich gebotenen Schutz von Ehe und Familie (Art. 6 Abs. 1 des
Grundgesetzes --GG--) und verwirklicht das Familienprinzip als Grenze für das Maß der Steuerbelastung. Danach ist
die familiäre Verbundenheit der nächsten Angehörigen zum Erblasser oder Schenker erbschaftsteuerrechtlich zu
berücksichtigen. Der steuerliche Zugriff ist bei Familienangehörigen derart zu mäßigen, dass diesen der Nachlass
zumindest zum deutlich überwiegenden Teil oder, bei kleineren Vermögen, völlig steuerfrei zugutekommt (vgl. z.B.
BVerfG-Beschlüsse vom 22.06.1995 - 2 BvR 552/91, BVerfGE 93, 165, BStBl II 1995, 671, unter C.I.2.b aa, und vom
21.07.2010 - 1 BvR 611/07, BVerfGE 126, 400, unter B.I.3.a cc (1); BFH-Urteil vom 03.06.2014 - II R 45/12, BFHE
245, 374, BStBl II 2014, 806, Rz 23 f.; Hannes/Holtz in Meincke/Hannes/Holtz, Erbschaftsteuer- und
Schenkungsteuergesetz, Kommentar, 17. Aufl., § 15 Rz 2; BeckOK ErbStG/Gräfe, § 15 Rz 18, 30; Milatz in
Burandt/Rojahn, ErbStG, § 15 Rz 1).


22 b) Die erbschaftsteuerrechtliche Begünstigung von Kindern folgt aus der im bürgerlichen Familien- und Erbrecht
angelegten Mitberechtigung der Kinder am Familiengut. Kinder haben aufgrund ihres Unterhaltsanspruchs gegen ihre
Eltern (§ 1601 BGB) an deren Vermögensverhältnissen teil (vgl. BVerfG-Beschluss vom 22.06.1995 - 2 BvL 37/91,
BVerfGE 93, 121, BStBl II 1995, 655, unter C.II.5.b, c). Beim Tode der Eltern stehen ihnen ein gesetzliches Erbrecht
als Erben der ersten Ordnung (§ 1924 BGB) und ein Pflichtteilsanspruch (§ 2303 Abs. 1 BGB) zu. Diese Rechte sollen
nach dem Willen des Gesetzgebers die Weitergabe des in der Familie gebildeten Vermögens an die nächste
Generation fördern. Damit korrespondiert das Schutzziel des Familienprinzips, kleine und mittlere Vermögen als
Grundlage der privaten Lebensgestaltung möglichst ungeschmälert in der Generationenfolge zu erhalten. Dem trägt
die Einordnung von Kindern in die Steuerklasse I Rechnung (vgl. BVerfG-Beschluss in BVerfGE 126, 400, unter
B.I.3.a cc (2)(b); vgl. auch Entwurf eines Jahressteuergesetzes 1997, BTDrucks 13/4839, S. 63; Hannes/Holtz in
Meincke/Hannes/Holtz, a.a.O., § 15 Rz 2; BeckOK ErbStG/Gräfe, § 15 Rz 18, 30).


23 c) Unter Beachtung dieses Gesetzeszwecks ist es sachgerecht, den erbschaftsteuerrechtlichen Kindsbegriff auf
Kinder i.S. des Abstammungsrechts (§ 1592 BGB) zu beschränken. Allein die bürgerlich-rechtliche Abstammung
begründet Unterhaltspflichten sowie das gesetzliche Erbrecht und den Anspruch auf den Pflichtteil. Demgegenüber
bestehen im Rahmen der biologischen Vaterschaft diese gesetzlichen finanziellen Verpflichtungen, die zur Bildung und
Weitergabe von Familienvermögen beitragen, nicht. Dies rechtfertigt es, ein Kind bei Erwerben von seinem
biologischen Vater auf die ungünstigere Steuerklasse III zu verweisen.


24 4. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG erfordert keine Auslegung des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG dahingehend, dass
auf den Erwerb des Kindes von seinem biologischen Vater die Steuerklasse I anzuwenden ist. Die grundrechtlich
geschützte Elternposition, mit der die Anwendung der Steuerklasse I verknüpft ist, hat nur der rechtliche Vater inne.


25 a) Gemäß Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG sind Pflege und Erziehung des Kindes Recht und Pflicht der Eltern. Nach der
Rechtsprechung des BVerfG steht zwar auch der leibliche, nicht rechtliche Vater eines Kindes unter dem Schutz der
Grundrechtsnorm. Leiblicher Vater eines Kindes zu sein, macht ihn allerdings noch nicht zum Träger des Elternrechts
aus Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG. Die Norm schützt den leiblichen Vater lediglich in seinem Interesse, die Rechtsstellung
als Vater des Kindes einzunehmen. Sie gewährleistet ihm den Zugang zu einem Verfahren, in dem die Vaterschaft
überprüft und das Elternrecht gegebenenfalls rechtlich neu zugeordnet wird. Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG garantiert dem
leiblichen Vater danach nicht das Elternrecht, sondern nur einen verfahrensrechtlichen Zugang zu jenem Recht (vgl.
BVerfG-Beschlüsse in BVerfGE 108, 82, unter C.I.1. und 3.; in NJW 2009, 423, unter II.2.a; vom 24.02.2015 -
1 BvR 562/13, Zeitschrift für das Gesamte Familienrecht --FamRZ-- 2015, 817, Rz 7, und vom 25.09.2018 -
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1 BvR 2814/17, NJW 2018, 3773, Rz 18; vgl. auch Beschluss des Bundesgerichtshofs --BGH-- vom 15.11.2017 -
XII ZB 389/16, NJW 2018, 947, Rz 24, 27).


26 b) Träger des Elternrechts ist, wer --ggf. infolge eines solchen Verfahrens-- rechtlicher Vater eines Kindes ist (z.B.
BVerfG-Beschlüsse in BVerfGE 108, 82, unter C.I.2.b, und vom 20.09.2006 - 1 BvR 1337/06, FamRZ 2006, 1661,
unter II.2.a). Nach der Rechtsprechung des BVerfG kann der biologische Vater die Elternposition auch nicht neben
dem rechtlichen Vater einnehmen. Ein Nebeneinander von zwei Vätern, denen zusammen mit der Mutter jeweils die
gleiche grundrechtlich zugewiesene Elternverantwortung für das Kind zukommt, entspricht nicht der Vorstellung von
elterlicher Verantwortung, die Art. 6 Abs. 2 Satz 1 GG zugrunde liegt. Auch der gesellschaftliche Wandel familiärer
Lebenszusammenhänge fordert dies nicht. Dass rechtliche und leibliche Vaterschaft auseinanderfallen können, ist
kein neues Phänomen, das sich auf die Veränderung familiärer Strukturen zurückführen ließe. Es findet seine Ursache
vielmehr in der Rechtstradition, die Vaterschaft aufgrund bestimmter sozialer Sachverhalte zu vermuten, darauf die
rechtliche Zuordnung des Kindes zu stützen und nur dann im Einzelfall die leibliche Vaterschaft als Grundlage für die
rechtliche festzustellen, wenn die gesetzliche Vermutung nicht mehr trägt (BVerfG-Beschluss in BVerfGE 108, 82,
unter C.I.2.a und III.1.a).


27 5. Die Anwendung der Steuerklasse I auf den Erwerb des Kindes von seinem biologischen Vater ist auch im Lichte
des Art. 6 Abs. 1 GG nicht geboten.


28 Gemäß Art. 6 Abs. 1 GG stehen Ehe und Familie unter dem besonderen Schutz der staatlichen Ordnung. Nach der
Rechtsprechung des BVerfG bildet auch der leibliche, aber nicht rechtliche Vater eines Kindes mit diesem eine
Familie, die in den Schutzbereich des Art. 6 Abs. 1 GG fällt, wenn zwischen ihm und dem Kind eine soziale Beziehung
besteht, die darauf beruht, dass er zumindest eine Zeit lang tatsächlich Verantwortung für das Kind getragen hat. Für
diesen Fall hat das BVerfG aus Art. 6 Abs. 1 GG aber lediglich ein Umgangsrecht des leiblichen Vaters abgeleitet (vgl.
BVerfG-Beschlüsse in BVerfGE 108, 82, unter C.II.1. und III.1.b; vom 04.12.2013 - 1 BvR 1154/10, FamRZ 2014, 191,
Rz 5, und in FamRZ 2015, 817, Rz 7). Es wurden ihm weder weitergehende Rechte zugesprochen noch Pflichten
auferlegt, die denen des rechtlichen Vaters entsprächen und eine steuerrechtliche Privilegierung der Erwerbe vom
leiblichen Vater rechtfertigten.


29 6. Eine Berücksichtigung der --als Auslegungshilfe für die Bestimmung von Inhalt und Reichweite von Grundrechten
heranzuziehenden-- Europäischen Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) und der
dazu ergangenen Rechtsprechung des EGMR (vgl. z.B. auch BVerfG-Beschlüsse vom 14.10.2004 - 2 BvR 1481/04,
BVerfGE 111, 307, unter C.I.1.a, und vom 27.01.2015 - 1 BvR 471/10, BVerfGE 138, 296, Rz 149; BFH-Urteil vom
17.05.2017 - V R 52/15, BFHE 258, 124, BStBl II 2018, 218, Rz 39) führt zu keinem anderen Ergebnis.


30 a) Gemäß Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jede Person u.a. das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens. Nach
dessen Abs. 2 darf eine Behörde in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff gesetzlich
vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die nationale oder öffentliche Sicherheit, für
das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz
der Gesundheit oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.


31 b) Nach der Rechtsprechung des EGMR kann Art. 8 EMRK dahingehend ausgelegt werden, dass er den
Mitgliedstaaten die Verpflichtung auferlegt zu prüfen, ob es dem Kindeswohl dient, dem leiblichen Vater den Aufbau
einer Beziehung zu seinem Kind zu ermöglichen, insbesondere durch die Gewährung eines Umgangsrechts (z.B.
EGMR-Urteile Anayo/Deutschland vom 21.12.2010 - 20578/07, NJW 2011, 3565, und Schneider/ Deutschland vom
15.09.2011 - 17080/07, NJW 2012, 2781). Dies bedeutet gegebenenfalls die Feststellung der leiblichen Vaterschaft in
einem Umgangsverfahren, wenn unter den besonderen Umständen der Rechtssache davon ausgegangen wird, dass
ein Umgang zwischen leiblichem Vater und Kind dem Kindeswohl dienen würde (z.B. EGMR-Urteil
Kautzor/Deutschland vom 22.03.2012 - 23338/09, NJW 2013, 1937, Rz 77). Eine konventionsrechtliche Pflicht, dem
mutmaßlichen leiblichen Vater zu gestatten, die Stellung des rechtlichen Vaters anzufechten, oder eine separate Klage
auf Feststellung der leiblichen Vaterschaft zuzulassen, besteht aber nicht. Insoweit besteht ein staatlicher
Ermessensspielraum (z.B. EGMR-Urteile in NJW 2013, 1937, Rz 78, und Ahrens/Deutschland vom 22.03.2012 -
45071/09, juris, Rz 74; EGMR-Entscheidungen Hülsmann/ Deutschland Nr. 2 vom 05.11.2013 - 26610/09, NJW 2014,
3083, Rz 47 f.; vom 02.12.2014 - 546/10, juris, Rz 23 f., und vom 10.03.2015 - 42719/14, FamRZ 2016, 437, Rz 22 f.,
jeweils m.w.N.; vgl. auch BGH-Beschlüsse vom 18.10.2017 - XII ZB 525/16, FamRZ 2018, 41, Rz 15, und in NJW
2018, 947, Rz 29).


32 c) Aus dieser Rechtsprechung lässt sich keine konventionsrechtliche Pflicht ableiten, Erwerbe vom biologischen Vater
steuerrechtlich genauso wie Erwerbe vom rechtlichen Vater zu behandeln. Der EGMR hat Art. 8 EMRK nicht
entnommen, dass biologische und rechtliche Väter gleichzustellen wären. Er unterscheidet vielmehr zwischen
rechtlicher Vaterschaft, die Elternverantwortung mit sämtlichen elterlichen Rechten und Pflichten bedeutet, und
biologischer Vaterschaft, die lediglich einzelne Rechte, etwa zum Umgang mit dem Kind, vermittelt.


33 d) Etwas anderes ergibt sich nicht aus den Entscheidungen des EGMR, nach denen die erbrechtliche
Ungleichbehandlung von nichtehelichen und ehelichen Kindern (EGMR-Urteile Brauer/Deutschland vom 28.05.2009 -
3545/04, FamRZ 2009, 1293, und Mitzinger/Deutschland vom 09.02.2017 - 29762/10, FamRZ 2017, 656) und die
Ungleichbehandlung von Vätern nichtehelicher Kinder bezüglich des Zugangs zur elterlichen Sorge (EGMR-Urteil
Zaunegger/Deutschland vom 03.12.2009 - 22028/04, NJW 2010, 501) Art. 14 (Diskriminierungsverbot) i.V.m. Art. 8


Bundesfinanzhof https://juris.bundesfinanzhof.de/cgi-bin/rechtsprechung/druckvorschau...


4 von 5 13.03.2020, 16:35







EMRK verletzen. Grund für die Nichtanwendung der Steuerklasse I auf den erbschaftsteuerrechtlichen Erwerb des
Kindes von seinem biologischen Vater ist nicht dessen fehlende Ehe mit der Mutter bei der Geburt des Kindes,
sondern der Umstand, dass ein anderer Mann, der nicht mit der Mutter verheiratet sein muss, rechtlicher Vater des
Kindes ist.


34 7. Entgegen der Ansicht des FG und des Klägers rechtfertigt schließlich auch § 1686a BGB keine andere
Entscheidung.


35 a) Gemäß § 1686a Abs. 1 Nr. 1 BGB hat der leibliche Vater, der ernsthaftes Interesse an dem Kind gezeigt hat,
solange die Vaterschaft eines anderen Mannes besteht, ein Recht auf Umgang mit dem Kind, wenn der Umgang dem
Kindeswohl dient, und gemäß § 1686a Abs. 1 Nr. 2 BGB ein Recht auf Auskunft von jedem Elternteil über die
persönlichen Verhältnisse des Kindes, soweit er ein berechtigtes Interesse hat und dies dem Wohl des Kindes nicht
widerspricht. Die Regelungen wurden durch das Gesetz zur Stärkung der Rechte des leiblichen, nicht rechtlichen
Vaters vom 04.07.2013 (BGBl I 2013, 2176) eingefügt und sind am 13.07.2013 in Kraft getreten. Dem leiblichen Vater,
dessen Kind mit den rechtlichen Eltern in einer Familie lebt und der zu seinem Kind keine enge persönliche Beziehung
aufbauen konnte, soll unter bestimmten Voraussetzungen ein Umgangs- und Auskunftsrecht eingeräumt werden
(BTDrucks 17/13269, S. 1).


36 b) § 1686a Abs. 1 BGB setzt voraus, dass das Kind einen anderen rechtlichen Vater hat. Fehlt ein solcher, ermöglicht
§ 1686a BGB nicht eine "Elternschaft light" mit Rechten ohne Pflichten (vgl. BTDrucks 17/12163, S. 12).


37 Mit § 1686a BGB hat der Gesetzgeber dem leiblichen Vater punktuelle Rechte eingeräumt, ohne die Regelungen über
die Abstammung zu ändern. An der Unterscheidung zwischen rechtlicher Vaterschaft mit umfassender
Elternverantwortung und (nur) biologischer Vaterschaft ohne Elternrechte und -pflichten hat er festgehalten (vgl.
Peschel-Gutzeit in Staudinger/Dürbeck (2019), BGB, § 1686a Rz 4-6). Dass er die Stellung des biologischen Vaters
darüber hinaus insgesamt aufwerten wollte, ist nicht erkennbar. Dem Protokoll der zweiten und dritten Beratung des
Gesetzentwurfs im Bundestag lässt sich entnehmen, dass eine noch weiter gehende Stärkung der Rechtsposition des
leiblichen Vaters letztlich nicht gewollt war (vgl. Plenarprotokoll 17/237, S. 29840 ff.). Insbesondere ein
uneingeschränktes Anfechtungsrecht des leiblichen Vaters, das diesen in die Stellung des rechtlichen Vaters
einrücken und Unterhalts- sowie Erbansprüche entstehen ließe, wurde abgelehnt (Plenarprotokoll 17/237, S. 29843,
29845 f.). Gleiches gilt für die Überlegung, das Umgangsrecht des biologischen Vaters an dessen Bereitschaft, seinem
Kind Unterhalt zu gewähren, zu knüpfen (Plenarprotokoll 17/237, S. 29846). Die Beibehaltung der Regelungen in
§ 1592 BGB, die bei der Anwendung des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG heranzuziehen sind, war daher eine
bewusste gesetzgeberische Entscheidung. Ob die bestehenden gesetzlichen Vorschriften auch zukünftig noch
rechtspolitisch wünschenswert erscheinen oder ob den Interessen des biologischen Vaters im Erbschaft- und
Schenkungsteuerrecht ein höherer Stellenwert gebühren soll, hat allein der Gesetzgeber zu entscheiden (vgl. auch
BGH-Beschlüsse in FamRZ 2018, 41, Rz 15, und in NJW 2018, 947, Rz 27).


38 8. Das FG ist von anderen Rechtsgrundsätzen ausgegangen. Die Sache ist spruchreif und die Klage ist abzuweisen.
Der Schenkungsteuerbescheid vom 04.05.2016 und die Einspruchsentscheidung vom 16.09.2016 sind rechtmäßig.
Das FA hat den Erwerb zutreffend der Schenkungsteuer nach der Steuerklasse III unterworfen. Die leibliche Tochter
des Klägers gehört zu den übrigen Erwerbern i.S. des § 15 Abs. 1 Steuerklasse III ErbStG. Sie ist kein Kind des
Klägers i.S. des § 15 Abs. 1 Steuerklasse I Nr. 2 ErbStG, da der Kläger --zwischen den Beteiligten unstreitig-- ihr
biologischer, nicht aber ihr rechtlicher Vater ist.


39 9. Die Kostenentscheidung beruht auf § 135 Abs. 1 FGO.


Siehe auch:  Pressemitteilung Nr. 13/20 vom 12.3.2020
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